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			Vorwort

			Wenn ein Rechtsanwalt sein Buch »Verlorene Prozesse« nennt, werden die Leser wohl zuerst und mit Recht darunter verlorene Gerichtsprozesse verstehen. Doch auch ein Rechtsanwalt nimmt aktiv oder passiv an anderen Prozessen teil, die sich zu seiner Zeit innerhalb und außerhalb des Gerichts abspielen. Das gilt auch für mich. Ich war, als Student und später als Anwalt, aktiv und passiv in die historischen Prozesse jener Jahre verwickelt. Ich war voller Enthusiasmus Mitglied erst der KPD, dann der SED geworden, hatte an der Berliner Friedrich-Wilhelm-Universität den Mund aufgemacht, als Angestellter des Magistrats gewirkt und als Anwalt den Prozess der Entwicklung einer sozialistischen Anwaltschaft zu beeinflussen gesucht. Ich kann und will die Mitwirkung an diesen Prozessen nicht von den Gerichtsprozessen trennen – sie gehören zusammen. 

			Das Buch soll natürlich vor allem von politischen Prozessen handeln. Aber was ist ein »politischer Prozess«? 

			Alle Prozesse, die ich bisher für politische Prozesse hielt und noch halte, wurden von den jeweiligen Staatsanwälten und Richtern für unpolitische Prozesse und, wenn es Strafprozesse waren, für Prozesse gegen Kriminelle angesehen. Das galt für den Prozess gegen den Verleger Janka oder gegen Minister Oberländer genauso wie für die Strafprozesse gegen Erich Honecker und Günter Guillaume. Meine politischen Prozesse sind folglich politische Prozesse in meiner Deutung. Der Leser mag das anders sehen. Er muss nur wissen: Hier trifft er auf meine Sicht.

			Schließlich: was ist ein »verlorener Prozess«? 

			In vielen Urteilen, in denen ich Freisprüche beantragt hatte, sprach das Gericht schuldig. Der Prozess war verloren. 

			Jahrzehnte später wurden die Urteile aufgehoben – der Prozess war gewonnen. 

			Honecker wurde aus der Untersuchungshaft entlassen, das Verfahren eingestellt. Gewonnen? 

			Der Rechtshistoriker Prof. Dr. Dirk Blasius sagt, das endgültige Urteil in politischen Prozessen fällt die Geschichte. Dagegen meint Schiller: »Von der Parteien Gunst und Hass entstellt, schwankt sein Charakterbild in der Geschichte.« 

			Wenn ich von politischen Prozessen dieser und jener Art spreche, messe ich Gewinn und Verlust an der zum Zeitpunkt des Urteils herrschenden Meinung. Ich hatte und habe oft eine andere Meinung. Das wird der Leser auch ohne Vorwort erkennen.

			Ich schreibe über Prozesse aus über einem halben Jahrhundert. Mein Gedächtnis war nie hervorragend und ist mit zunehmendem Alter ständig schlechter geworden. Ich kann Irrtümer und Erinnerungslücken nicht ausschließen. Vielfach, aber nicht immer standen mir meine Akten, die ich in ausgewählten Fällen aufgehoben hatte, zur Verfügung. Doch sie sind lückenhaft und zum Teil schwer lesbar; sie stammen aus Jahren ohne Kopier- und Diktiergeräte, ohne Computer. 

			Gelegentlich habe ich auch Dinge verschwiegen, weil das meine Anwaltspflicht verlangte oder weil ich nicht denunzieren wollte. Mir selbst wollte ich natürlich auch nicht mehr schaden, als ich verkrafte. Eines jedoch schließe ich absolut aus: Ich habe an keiner Stelle bewusst die Unwahrheit gesagt und dort, wo ich schwieg, den Kern meiner Aussage nicht verfälscht.

			Ich danke denen, die mir geholfen haben: meinem langjährigen Kollegen Hans-Joachim Eckert, meiner Tochter Barbara Erdmann und – last not least – meiner verständnisvollen Frau.

			Diesen Text stellte ich den beiden Auflagen voran, die im juristischen Verlag Nomos in den 90er Jahren erschienen. Der Verlag in Baden-Baden beabsichtigte wohl auch eine dritte Auflage, jedenfalls hatte er das angekündigt. Doch dann nahm er davon Abstand. Ich bedauerte das, denn ich schätzte die Zusammenarbeit. Ich spekuliere, dass es dafür politische Gründe gab, die zu jener Zeit auftraten, als der C. H. Beck Verlag Nomos übernahm. Schade. 

			Um so mehr danke ich der Eulenspiegel Verlagsgruppe, dass sie sich der Publikation angenommen hat. 

			Ich glaube, dieses Buch ist in seiner Art nahezu einzig. Über fünfzig Jahre politische Strafverteidigungen in einem »Zeitalter der Extreme« dürfte selten oder wohl noch nie aus der Sicht eines Verteidigers beschrieben worden sein. Schon gar nicht aus der Sicht eines Linken.

			Den Text der ersten beiden Auflagen habe ich übernommen, um etliche Verfahren ergänzt und auch aktualisiert. Denn inzwischen sind zehn weitere Jahre vergangen.

			Ich habe hinzugefügt, was ich in den Strafprozessen gegen Alfred Neumann, Siegfried Lorenz und Fritz Streletz erlebte. Das hat die Veränderungen in meiner Haltung mit geprägt.

			Bei den ersten beiden Auflagen ist bemängelt worden, dass die politischen Prozesse aus den vierzig Jahren der DDR kürzer behandelt worden wären als jene aus den damals acht Jahren seit dem Beitritt. Das ist richtig. Die Erklärung dafür ist einfach. Die BRD-Prozesse dauerten nicht nur länger, sondern ihre Dokumentation war auch umfangreicher. Die inzwischen entstandene Technik trug sicher dazu bei. So waren Urteile und Schriftsätze viel länger als früher, und das galt sowohl für die DDR- wie auch für die BRD-Justiz bis 1990. Ich hatte folglich mehr und aussagekräftigeres Material.

			Für die Rechtsprechung muss das kein Vorteil sein.

			Für den Rückblick ist es einer.

			Friedrich Wolff,

			Wandlitz, im Herbst 2008

		

	
		
			Aller Anfang ist schwer (1953)

			Meine Anwaltskarriere begann am 1. Juni 1953. Die Nazizeit, der Krieg, drei Jahre Studium, zwei Staatsexamina und vier Jahre in der juristischen Praxis lagen hinter mir. Die DDR stand im vierten Lebensjahr, Stalin war drei Monat zuvor verstorben. Die Zeiten waren bewegt und hart. Der Start als Anwalt war ein Ergebnis dieser Zeit. Nach zweimonatiger Referendarausbildung, nach einjähriger Tätigkeit als Richter kraft Auftrags und einem Jahr als Seminarleiter in der Berliner Volksrichterschule hatte ich ein gutes Jahr in der Berliner Justizverwaltung gearbeitet. Zwei Monate zuvor war ich zum Hauptreferenten befördert worden. Mein monatliches Bruttoeinkommen war von 800 auf 1 200 DDR-Mark gestiegen. 

			Das war viel. Doch damit war es nun vorbei. Der Staatsapparat wurde gesäubert. Mir sagte die Partei, ich könne nicht mehr in der Abteilung Justiz des Magistrats arbeiten. Ich solle wählen: Universität oder Anwaltschaft. 

			Ich zog Letzteres vor. An der Uni, so hieß es warnend, versuchten die jungen Professoren sich gegenseitig mit scholastischen Haarspaltereien »die Beine wegzuhauen«. Nichts für mich.

			Der Sprung in die Selbständigkeit war ein deutlicher Abstieg. Mit meinen 31 Jahren hatte ich immerhin schon eine ansehnliche Position erklettert. Meine unmittelbare Chefin war die Magistratsdirektorin Hilde Neumann, Tochter des in der Weimarer Republik bekannten sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten und Rechtsanwalts Dr. Kurt Rosenfeld, der auch Rosa Luxemburg verteidigt hatte und in Preußen 1918 kurzzeitig Justizminister war. 1944 starb er in der Emigration in den USA, nachdem er – wie es heißt – zuvor Mitglied der KPD geworden sei. Seine Tochter war vor dem Machtantritt der Nazis als Anwältin in der Kanzlei ihres Vaters tätig gewesen. Sie emigrierte gemeinsam mit diesem zunächst nach Paris. Dort wurde sie Exekutivsekretärin der Association Juridique International (AJI). Sie arbeitete eng mit berühmten Rechtsanwälten wie Marcel Willard, Joe Nordmann und D. N. Pritt zusammen. So unterstützte sie von Paris aus Willard bei seinem Auftreten in Leipzig beim Dimitroff-Prozess und hatte wesentlichen Anteil an der Vorbereitung und Durchführung des Londoner Gegenprozesses. 

			Hilde Neumann sprach mehrere Sprachen und war mit hervorragenden antifaschistischen Juristen aus mehreren Ländern befreundet. Als sie Anfang 1947 aus der Emigration zurückkehrte, wurde sie eine der drei »roten Hilden«, die mit ihren unterschiedlichen Persönlichkeiten die Justiz in der Sowjetischen Besatzungszone bzw. der DDR in jenen Jahren dominierten. Die anderen hießen Hilde Benjamin und Hilde Heinze. Alle drei waren gebildete, selbstbewusste Frauen. Ihre beruflichen und politischen Karrieren endeten früher oder später sämtlich abrupt. Gleichberechtigung war eines ihrer Ziele, die sie mit Vehemenz erfolgreich angingen. Deswegen hieß es alsbald – aus heutiger Sicht unverständlich – nicht mehr »Staatsanwältin« oder »Richterin«. Es ward vielmehr angeordnet, Titel für jegliches Geschlecht nur in Form zu führen. Hilde Neumann war also »Magistratsdirektor« und nicht etwa »Direktorin«. Es war Gleichberechtigung auf Männerniveau.

			Offiziell unterstand Hilde Neumann dem Stadtrat Dr. Kofler (CDU), tatsächlich jedoch war sie die Chefin. Ich mochte sie, und ich glaube: sie mich auch. Sie hatte, nicht nur was mich anbelangte, überhaupt eine unglückliche Hand in der Auswahl ihrer »Kader«, wie man damals die Menschen nannte, wenn sie von einem Leiter geleitet wurden. Sie musste kurz vor mir aus dem Staatsapparat ausscheiden, weil sie in der Westemigration gewesen war. Sechs Jahre später erlag sie einem Krebsleiden. 

			Im Juli 1989 stiftete die Vereinigung der Juristen der DDR einen Hilde-Neumann-Preis für junge Juristen. Die erste Preisverleihung wurde mir angetragen. Hilde Benjamin war nach ihrer brüsken Abberufung als Justizminister 1967, wie ich meine: verbittert, wenige Monate zuvor gestorben. Hilde Heinze, die aus mir unbekannten Gründen in Ungnade gefallen war, kannte inzwischen niemand mehr. 

			Von der Magistratsdienststelle in der Littenstraße zog ich im Sommer 1953 in die schräg gegenüber in der Rathausstraße 40 gelegene Zweigstelle Mitte I des Rechtsanwaltskollegiums. Meine letzte Amtshandlung in der Littenstraße war die Gründung dieses Kollegiums gewesen. Als Vorsitzender eines »Initiativkomitees« hatte ich die Vorbereitungsarbeiten geleitet und die Gründungsversammlung zum 30. Mai 1953 in den Plenarsaal des Kammergerichts einberufen. Die Eröffnungsansprache hielt der Stellvertreter des Oberbürgermeisters, Max Fechner, nach einem von mir vorbereiteten Manuskript. Zuhörer waren 22 soeben zugelassene Rechtsanwälte. In der Mehrzahl hatten sie das 1. juristische Staatsexamen abgelegt und befanden sich in der Referendarausbildung. Anstelle der zweiten Staatsprüfung brauchten sie nur eine Klausur zu schreiben. Thema war der Slánsky-Prozess, der im November 1952 in Prag gegen den ehemaligen Generalsekretär der tschechoslowakischen KP durchgeführt worden war und mit zehn Todesurteilen und drei lebenslänglichen Freiheitsstrafen geendet hatte. Intern hieß das Examen deswegen schnoddrig »Slánsky-Examen«. 

			Allen Anwälten war unterschiedslos gemeinsam, dass sie für die Justiz, obgleich diese dringend Richter und Staatsanwälte brauchte, als ungeeignet galten. Zwei von ihnen – der spätere Vorsitzende des Kollegiums Brunner und das Vorstandsmitglied Butte – waren zuvor nach einer Volksrichterausbildung Richter bzw. Staatsanwalt gewesen, hatten aber den Dienst aus kaderpolitischen Gründen quittieren müssen. Ein Jahr später durften sie wieder in die Justiz zurückkehren. Mir selbst ging es ähnlich. Am 30. Mai durfte ich »aus kaderpolitischen Gründen« nicht Mitglied des Vorstands werden, ein Jahr später rückte ich nach. 

			Um auch das noch zu sagen: Acht von uns Gründungsmitgliedern waren in der SED, vierzehn parteilos und blieben es auch bis zu ihrem oder der DDR Ende. 

			Das »Rechtsanwaltskollegium von Groß-Berlin« – so die offizielle Bezeichnung – war eines der fünfzehn »Kollegien der Rechtsanwälte«, die 1953/54 in den vierzehn Bezirken der DDR und in Berlin gegründet wurden. Jedes Mitglied eines solchen Kollegiums überwies seine Einnahmen monatlich an die Zentrale, die 30 bis 40 Prozent zur Deckung aller beruflichen Kosten – Gehälter für Sekretärinnen, Miete, Literatur, Arbeitgeberanteil an der Sozialversicherung usw. – einbehielt. Von den verbleibenden 60 Prozent wurden die Steuern und Sozialabgaben des Anwalts gezahlt und der Rest auf das Privatkonto des Anwalts überwiesen. 

			Es bestand freie Anwaltswahl, und der Anwalt unterlag in seiner Berufsausübung zwar der Disziplinaraufsicht, nicht aber den Weisungen der Organe des Kollegiums. Vorstand und Revisionskommission wurden in Berlin geheim gewählt.

			Als Mitglied des Berliner Kollegiums und Anwalt ohne Erfahrung und Mandanten betrat ich das Anwaltsbüro in der Rathausstraße. Das war ein Büro, in dem drei weitere mehr oder weniger neugebackene Rechtsanwälte arbeiteten. Zweigstellenleiter war Rechtsanwalt Strodt, den ich flüchtig aus meiner Schulzeit in Neukölln und näher vom Studium an der Humboldt-Universität kannte. Wir beide waren mit über dreißig Jahren die Ältesten, die beiden anderen Anwälte aber nur wenig jünger. Bis auf mich hatten alle schon als Anwälte oder wenigstens bei einem Anwalt gearbeitet. Rechtsanwalt Strodt gehörte sogar der Westberliner Anwaltskammer an. Ein Experte unter uns Blinden.

			In dem Büro war es eng, es war nicht für vier Anwälte gedacht. Bis zum 31. Mai 1953 hatte Rechtsanwalt Dr. Rabe hier seine Praxis allein ausgeübt. Da er in Westberlin wohnte, verlor er durch die Verordnung des Magistrats vom 17. April 1953 seine Zulassung im demokratischen Sektor von Groß-Berlin, wie der Ostteil der Stadt hieß, von einem Tag auf den anderen. Harte Zeiten. Seine Praxiseinrichtung war unter Treuhandverwaltung gestellt und dem Kollegium zur Nutzung gegen Entgelt zur Verfügung gestellt worden. 

			Es war also eng in dem Anwaltsbüro in der Rathausstraße. Ich teilte ein Zimmer mit Rechtsanwalt Gotzmann. Im Gegensatz zu mir hatte er Mandanten aus früherer Tätigkeit mitgebracht. Er war vorwiegend Strafverteidiger und überdies ein schöner, eleganter, von den Damen geschätzter junger Mann. Während ich trübselig vor meinem leeren Schreibtisch saß und auf Mandanten wartete, bat er mit ausladender Handbewegung einen Mandanten nach dem anderen in unser gemeinsames Zimmer. Meist waren das Mandantinnen, die sich nach dem Schicksal ihrer inhaftierten Ehemänner erkundigten. Das machte die Sache für mich aber nicht besser. Noch vor dem Bau der Mauer setzte sich Gozmann nach Westberlin ab und wurde dort Staatsanwalt. 

			Irgendwie bekam ich im Laufe der Zeit schließlich auch Mandate. Sie führten mir schnell vor Augen, was ich alles nicht wusste. Gott sei Dank hatten wir mit neben dem Inventar unseres Vorgängers auch dessen Sekretärinnen und den berufserfahrenen Bürovorsteher Herrn Sauer übernommen. Der weihte mich in die unerlässlichen Formalitäten ein, die der Anwalt zu beachten hat. Herr Sauer war unter den Bürovorstehern des Kollegiums der Größte. Später bildete er jahrelang Sekretärinnen zu Bürovorstehern aus. Männer standen für diesen Beruf dann nicht mehr zur Verfügung. Dabei zeigte sich: Mann bleibt Mann. So bissig, kenntnisreich und autoritär und damit nützlich wurde keine von ihnen – liebenswerter allerdings waren die Frauen. Später starb der Job überhaupt aus. Bedauerlich für die Anwälte.

			Als ich vom Kollegium die Abrechnung für den Monat Juni erhielt, hatte ich netto 143 DM verdient. Ja, es waren DM, allerdings Ost-DM. Die offizielle Bezeichnung hieß »Deutsche Mark der Deutschen Notenbank« (DM DNB), die Westmark hieß offiziell »Deutsche Mark der Bank deutscher Länder« (DM BdL). Für einen Vater mit zwei Kindern war das nicht viel. Allerdings hatte ich eine Frau, die uns ernähren konnte. Nur litt mein Selbstwertgefühl darunter. 

			Gotzmanns Mandantenschar und die Tatsache, die Geschäftsstellen der Gerichte, die ich zuvor als »Leiter« betreten hatte, nunmehr als »Mensch vor dem Schalter« aufsuchen zu müssen, führten mir vor Augen, dass ich wieder auf der untersten Sprosse der Karriereleiter war.

		

	
		
			17. Juni: »Rädelsführer« und »Mitläufer« (1953)

			Jähe Wendungen, vor denen in den 70er Jahren Honecker warnte, ohne an den Herbst ’89 zu denken, gab es schon damals. Jäh und unerwartet kamen sie über uns. Am 16. Juni 1953 suchte ich im Justizgebäude in der Littenstraße den Vorstand des Kollegiums auf. Der Vorsitzende hatte mich zu sich gebeten. Ernst Brunner suchte häufiger Rat in den für ihn ungewohnten und ungeliebten Anwalts- und Kollegiumsangelegenheiten. Ich wusste ein wenig, wenn auch nicht viel mehr als er. 

			Ich stand in seinem Vorzimmer und sah aus dem Fenster über Trümmerflächen an der Ruine des Grauen Klosters vorbei zur Klosterstraße. Es gab an sich da nichts zu sehen, nur den blauen Himmel des Junitages, leere Straßen und die Silhouetten des Neuen Stadthauses sowie des Rathauses. Plötzlich entdeckte ich entfernt, in der Klosterstraße, einen kleinen Zug Menschen mit Transparenten nach Art einer Demonstration. Die Menschen trugen, so schien mir, weiße Maurerkleidung. Eine Ahnung kam auf, dass etwas Ungewöhnliches geschah. 

			Am Tag darauf saß ich meinem neuen Büro und blickte auf einen endlosen Zug von Demonstranten, der die ganze Breite der Rathausstraße füllte. Sie riefen im mächtigen Chor: »Der Spitzbart muss weg!« Die Protestierer schienen zugleich aufgebracht und froh, erfüllt von dem Bewusstsein ihrer Kraft. Sie wollten nicht den Sozialismus aufbauen, wozu die Partei ein Jahr zuvor aufgerufen hatte. Das war überdeutlich. Sie wollten den Westen, die DM. Sie wollten den Kapitalismus. Die Tatsache der vollen Schaufenster wog schwerer als die ungeschickte Propaganda der SED. Geschichtliche Erfahrungen, die hätten warnen können, galten als SED- Propaganda, zählten nicht, waren unglaubwürdig vor dem, was sie in den Westsektoren mit eigenen Augen sehen konnten. Tage später hieß es in den DDR-Medien, die Protestierer seien Opfer der westlichen Propaganda geworden, »irregeleitete Werktätige« eben.

			An Arbeit war an jenem Tag nicht mehr zu denken. Machte nichts, ich hatte ohnehin nichts zu tun. Auf dem Fußweg nach Hause, kein Verkehrsmittel fuhr, die Stadt brodelte im Aufruhr, sah ich, wie die Ketten der kasernierten Volkspolizisten die Straße von Demonstranten räumten. Ich wusste nicht, dass unter den Demonstranten meine ersten Mandanten sein würden, ahnte nicht, dass dieser Tag einmal gesetzlicher Feiertag sein, die Demonstranten rehabilitiert und der Feiertag wieder abgeschafft werden würde. In der Schule unterm Hakenkreuz hatten wir als Weisheit der alten Griechen gelernt: »Alles fließt.« Die Lehrer glaubten dennoch an das Tausendjährige Reich. Man glaubt immer, alles bleibe, wie es ist. 

			Als junger Anwalt im Kollegium lebte man vorwiegend von Beiordnungen in Strafsachen. Kein üppiges Brot. Es galt die Rechtsanwaltsgebührenordnung in der Fassung von 1942, eine der wenigen Vorschriften, die die Nazizeit überdauert hatten. Für einen Tag Hauptverhandlung vor dem Stadtbezirksgericht erhielt der Rechtsanwalt vierzig Mark, vor dem Stadtgericht fünfzig und vor dem Obersten Gericht achtzig. Davon gingen dreißig Prozent an das Kollegium. Die Steuer betrug maximal zwanzig Prozent, der Sozialversicherungsbeitrag des Mitglieds zehn Prozent, maximal sechzig Mark. Die Menge machte, dass es zum einfachen Leben reichte. Und man tröstete sich: Pflichtverteidigungen bringen auch andere Mandate. Aller Anfang ist eben schwer.

			Als einer der »Rädelsführer« des 17. Juni in Berlin wurde der Wolfgang Gottschling angesehen, ein 26-jähriger Student aus Westberlin. Er war am 17. Juni in der Friedrichstraße verhaftet worden. Gottschling wurde mein erster großer Fall. Mit dem Beiordnungsbeschluss des Stadtgerichts suchte ich ihn in der Stadtvogtei auf. Das alte Untersuchungsgefängnis in der Dircksenstraße ist heute ebenso verschwunden wie das Haus Rathausstraße 40, in dem sich unser Büro befand. Gottschling machte auf mich einen sympathischen Eindruck. Er leugnete jede aktive Teilnahme an den Demonstrationen, von irgendeiner Einflussnahme auf sie könne erst recht keine Rede sein. Er wäre nur aus Neugier nach Ostberlin gefahren, um sich über die Ereignisse zu informieren.

			Mir war klar, dass bei dieser Haltung eine schroffe Konfrontation mit der Staatsanwaltschaft unvermeidlich wäre. Im Gespräch klärte ich Gottschling zunächst auf, dass ich Genosse wäre. Damals trug ich kein Parteiabzeichen. Das wurde erst später dringend gewünscht. Ich fand aber, Gottschling müsse wissen, mit wem er es zu tun habe. Das Parteiabzeichen nahm mir diese Aufklärung später ab. Insoweit machte es einen Sinn, es zu tragen, obgleich ich auch damals kein Freund von derart demonstrativen Bekenntnissen war. Sie entsprachen auch nicht dem Brauch in anderen kommunistischen Parteien. 

			Gottschling nahm meine Offenbarung zur Kenntnis. Er hatte wohl nichts anderes erwartet. Andererseits ahnten wir beide nicht, welche Bedeutung diesem Verfahren beigemessen werden würde.

			Wenige Tage später saßen wir in einem kleinen Verhandlungssaal in der Littenstraße. Die Justiz arbeitete auf Hochtouren. Lange Vorbereitungszeiten wurden den Verteidigern auch später nicht gewährt. Konzentration und Beschleunigung der Verfahren war immer die beherrschende Maxime des Strafverfahrens der DDR. Das Justizgebäude in der Littenstraße war als Zivilgericht konzipiert. Strafsachen fanden zu Zeiten der Reichshauptstadt in Moabit statt. Die Ostberliner Justiz musste ohne geeignete Verhandlungssäle für Strafsachen auskommen – eine Folge der Spaltung, wie eben auch das Fehlen von Gefängnissen, die in Moabit, Plötzensee und Tegel lagen. 

			Wir saßen also in einem kleinen, für die Verhandlung von Zivilsachen vorgesehenen Saal, doch mit uns saßen dort große Leute. Unter ihnen Justizminister Max Fechner. Ein Jahr zuvor hatte er mit seiner Unterschrift bestätigt, dass ich die zweite juristische Staatsprüfung (nicht das »Slánsky-Examen«) abgelegt hatte. Ein bekannter Rundfunkjournalist war auch zur Stelle, um die Öffentlichkeit über den Prozess zu informieren. Den Vorsitz der Strafkammer führte einer der wenigen akademisch gebildeten Richter, die damals noch in der Justiz des demokratischen Sektors von Berlin tätig waren: Dr. Götz Berger. Zwei Schöffen bildeten mit ihm die Strafkammer.

			Mein Mandant sagte, er habe bei der Demonstration nur zugesehen. Auch Zusehen konnte strafbar sein, wenn man beispielsweise den Aufforderungen der Polizei nicht Folge leistete. Es galt insoweit noch das Reichsstrafgesetzbuch. Mein Mandant war jedoch als Rädelsführer angeklagt. Seine Funktion in der FDP belastete ihn. Was machte so einer an diesem Tag an diesem Ort? Das Gericht wusste es.

			Als Verteidiger konnte ich angesichts der Haltung meines Mandanten nur Freispruch beantragen. Es war eines meiner ersten Plädoyers, vielleicht sogar das erste. Ich hatte Lampenfieber und wohl auch ein wenig Angst. Der heiße Krieg in den 40er Jahren war sehr schnell in den kalten übergegangen. Alle lebten in der Furcht vor einem dritten Weltkrieg. Die Staaten waren hochempfindlich. Die DDR, nicht einmal vier Jahre alt, war es ganz besonders. Neben der mächtigen Bundesrepublik, die sich als Nachfolgerin des Deutschen Reiches verstand und Anspruch auf ganz Deutschland erhob, sah sie sich ständig bedroht und war permanent auf der Hut. Unbotmäßigkeit konnte gefährlich werden. 

			Ich fühlte mich an sich sehr sicher. Ich war kein Nazi, mir konnte keiner, dachte ich. Aber ich erkannte zunehmend, irgendwo war eine Grenze. Als Student hatte mir schon einmal ein Parteifunktionär – der Auschwitzüberlebende Bruno Baum (1910-1971) und nunmehrige Sekretär der SED-Bezirksleitung – deutlich gemacht, dass ich auch nach Sibirien verbracht werden könnte. Alles war damals möglich. 

			Mit weichen Knien beantragte und begründete ich den Freispruch. 

			Im Unterschied zum anwesenden Justizminister passierte mir nichts. Max Fechner wurde bekanntlich wegen seiner Anerkennung des verfassungsmäßig garantierten Streikrechts wenig später verhaftet. Wer konnte das zur Zeit der Hauptverhandlung im Gerichtssaal ahnen? Eine solche Ahnung hätte mir wohl erst recht keinen Mut gemacht. Wie dem auch sei, ich bewirkte nichts. Allenfalls bewahrte ich mir meine Selbstachtung. Der Angeklagte wurde in Übereinstimmung mit dem Antrag des Staatsanwalts zu sechs Jahren Zuchthaus verurteilt.

			Die Berufung blieb ebenfalls erfolglos. Es freute mich jedoch, dass mich die Mutter meines Mandanten als Wahlverteidiger beauftragte. Die Anerkennung, die ich darin sah, war mir wichtiger als das höhere Honorar von 300 DM, das ich deswegen keineswegs verachtete. 

			Gottschling wurde nach Verbüßung der Hälfte der Strafe entlassen. Ich habe nie wieder etwas von ihm gehört. Allerdings wurde ich, es war 1961, von der Westberliner Staatsanwaltschaft als Zeuge geladen. Herr Gottschling hatte gegen einen Zeugen in seinem Verfahren Strafanzeige wegen Meineids erstattet. Zeugen wurden jedoch schon damals nicht von DDR-Gerichten vereidigt, obgleich die rechtliche Möglichkeit gegeben war. Man unterließ es, was eine Lehre aus den vielen unseligen Meineidsverfahren in der Weimarer Republik war. Später wurde der Eid auch gesetzlich abgeschafft. 

			Wolfgang Gottschling hatte in seiner Aufregung jedoch die vorgeschriebene »Belehrung« des Zeugen über die theoretische Möglichkeit der Vereidigung mit der Vornahme der Vereidigung selbst verwechselt. 2005 las ich seine im gleichen Jahr erschienene Schrift »Wie das Schicksal so spielt«. Darin schrieb er, dass er 1952 wurde zum Sprecher des Landesverbandes Berlin der Deutschen Jungdemokraten gewählt wordem war. Dann schilderte er kurz den Prozess, ohne dass er den Name seines Verteidigers nennt. Nach 1961 war er bis zu seiner Pensionierung beim Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung in Koblenz tätig. 

			Insgesamt gewann ich bei der Lektüre der 144 Seiten aus dem Frieling-Verlag den Eindruck, dass Gottschling sein Schicksal auch unabhängig von Prozess und Haft als wenig glücklich empfand. 

			Die Gerichte verhandelten 1953 »am laufenden Band« gegen Teilnehmer des 17. Juni. Selbst an Sonntagen. In meinem Gedächtnis ist von den Fällen, in denen ich verteidigt habe, nur noch der Fall eines einzigen Angeklagten erhalten. Er war Student an einer Berliner Ingenieurschule und mit Kommilitonen am 17. Juni beteiligt. Die Hauptverhandlung gegen ihn und seine Mitangeklagten fand vor »erweiterter Öffentlichkeit« statt, wie die Verhandlungen vor Publikum genannt wurden. Geladen waren Studenten der Ingenieurschule. 

			Der Staatsanwalt der Abt. I, der Politischen Abteilung, legte sich mächtig ins Zeug. Fritz Krüger hatte zwei Jahre zuvor noch zu meinen Schülern an der Berliner Volksrichterschule gehört. Nun gab er es mir, und ich versuchte, ihm nichts schuldig zu bleiben. Als er auf mein Plädoyer erwiderte, wollte ich auch auf seine Replik erwidern. Der Vorsitzende Dr. Berger ließ das nicht zu. An so etwas erinnert sich ein Anwalt. Nicht schön, aber typisch. In der Berufungsinstanz war dann die Rechtsfrage zu klären, wem das »letzte Wort« zustünde: dem Staatsanwalt oder dem Verteidiger. Die neue Strafprozessordnung war erst am 2. Oktober 1952 verabschiedet worden, Entscheidungen zu dieser Frage gab es noch nicht.

			Der Präsident des Kammergerichts, Hans Ranke, der die Verhandlung führte, war meiner Berufung erkennbar nicht sehr gewogen. Er war ein routinierter Richter. Nach 1945 hatte er in der Stadtvogtei als Schnellrichter begonnen. Prostituierte und Schwarzhändler wurden bei ihm ebenso schnell wie streng bedient. Als Nachfolger von Hilde Neumann wurde er nach einiger Zeit Präsident des Landgerichts Berlin (Ost) und führte 1950 das Strafverfahren gegen 32 Teilnehmer der sogegannten Köpenicker Blutwoche vom Juni 1933. Nun war er weiter aufgestiegen und ein anerkannter Fachmann mit vielseitigem, schnell abrufbarem juristischen Wissen. Jetzt konnte er sich auch Marotten leisten. Seine Protokollantin, eine liebe Frau, wusste davon ein Lied zu singen. Ihre Feder, man protokollierte noch mit Tinte und Feder, durfte auf dem Papier keine Kratzlaute von sich geben. Das machte ihn nervös, und nervös war er ohnehin. 

			Anlässlich von Stalins Ableben im März 1953 hatte er vor allen Berliner Richtern, wie es vorgeschrieben war, den offiziellen Nekrolog verlesen. Dabei hatte ihm seine Nervosität einen bösen Streich gespielt. Er versprach sich sinnentstellend und dem Andenken an den »genialen« Stalin abträglich. Überraschend blieb der Versprecher folgenlos für ihn. Sonst stand auf ein derartiges Versagen der Verlust der Funktion. 

			In meinem Fall musste er die DDR schützen. Das war die Aufgabe der Justiz. Das Urteil des Stadtgerichts wollte er also halten, obgleich er zugeben musste, dass ich als Letzter in diesem Verfahren hätte sprechen dürfen. Als Rettungsanker wollte er die Vorschrift nutzen, wonach nur solche prozessualen Fehler zur Aufhebung eines erstinstanzlichen Urteils führten, auf denen dieses Urteil beruhte. Deswegen wollte er von mir hören, was ich gesagt hätte, wenn ich denn gedurft hätte. Das gab ich aber nicht preis. Ich hatte bereits Gesagtes nur wiederholen wollen, um dem Staatsanwalt, wie man heute sagen würde, die Schau zu stehlen, um die eigene Position demonstrativ zu behaupten. Ich berief mich also lediglich darauf, dass das Recht auf Erwiderung Teil des Rechts auf Verteidigung wäre, dessen Verletzung notwendig zur Aufhebung des erstinstanzlichen Urteils führen müsse.

			So geschah es. Der Senat des Kammergerichts publizierte sein Entscheidung in der Neuen Justiz. »Die Erwiderung des Verteidigers oder des Angeklagten auf die Entgegnung des Staatsanwalts ist ein prozessuales Recht, das das Gericht nicht einschränken oder dem Verteidiger oder Angeklagten vorenthalten darf.« Das Recht auf Verteidigung sah das Kammergericht nicht als verletzt an, wohl aber das Parteiprinzip. Später war die Behauptung, im Strafprozess gelte das Parteiprinzip, eine unverzeihliche ideologische Entgleisung, und die Entscheidung wäre auch nicht mehr in der Neuen Justiz veröffentlicht worden.

			Gebracht hat dieser Prozesssieg meinem Mandanten nichts. Er wurde zu derselben Strafe erneut verurteilt. Nachdem diese Strafe zur Bewährung ausgesetzt worden war, konnte er allerdings sein Studium beenden. Er kam in den folgenden Jahrzehnten noch mit zwei oder drei zivil- bzw. verwaltungsrechtlichen Problemen zu mir, bis er mir schließlich nach der Wende auch seine Vertretung im Rehabilitierungsverfahren übertrug. Manchmal erkennt ein Mandant auch das erfolglose Bemühen seines Anwalts an.

		

	
		
			Standrichter vor Gericht (1953/54)

			Zeitgleich mit den Mandaten aus den Ereignissen des 17. Juni erhielt ich Beiordnungen in Verfahren zur »Bewältigung« der faschistischen Vergangenheit. So bekam ich am 27. August 1953, also nach knapp dreimonatiger Anwaltstätigkeit, die Pflichtverteidigung von Erwin Helm übertragen. Genauer gesagt, es wurde vom Senatsvorsitzenden »ein Rechtsanwalt aus dem Rechtsanwaltskollegium« zum Verteidiger bestellt. Das war damals gängige Praxis und herrschende Meinung. Der Vorsitzende des Kollegiums wählte aufgrund des jeweiligen Beiordnungsbeschlusses aus den 22 Mitgliedern einen Anwalt aus, der am Verhandlungstage Zeit hatte, geeignet erschien und mit Aufträgen unterstützt werden sollte. Das alles traf offenbar nach Meinung des Vorsitzenden in diesem Fall auf mich zu. Erst nachdem das Kollegium einige Zeit existierte, wurde der Rechtsanwalt wieder wie früher namentlich durch den Vorsitzenden des Gerichts bestellt.

			Anklage und Ladung zur Hauptverhandlung am 10. September 1953 erhielt ich am 2. September. Das waren zwei Tage mehr Vorbereitungszeit als gesetzlich vorgeschrieben. Die Anklage lautete auf Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 

			Helm, Jahrgang 1910, wurde vorgeworfen, im März und April 1945 in wenigstens sieben Fällen als sogenannter Gerichtsherr eines fliegenden Standgerichts an der Westfront die Hinrichtung deutscher Soldaten veranlasst zu haben. Mitangeklagt war der Vorsitzende dieses Standgerichts. Sein Verteidiger war ein erfahrener, nicht dem Rechtsanwaltskollegium angehörender Anwalt, der sich, aus welchen Gründen auch immer, in der Verteidigung sehr zurückhielt. Manchmal hatte ich den Eindruck, er sei nicht nüchtern. Vielleicht habe ich mich getäuscht. 

			Für beide Angeklagten ging es um den Kopf.

			Helm befand sich seit Dezember 1952 in Untersuchungshaft. Ich besuchte ihn in dem als Untersuchungsgefängnis genutzten ehemaligen kaiserlichen Arbeitshaus in Rummelsburg, das man mit S- und Straßenbahn zwar für 20 Pfennig, aber auch nur mühsam erreichte. Keiner von uns Kollegiumsanwälten besaß damals ein Auto. Die Bedingungen für die Gespräche der Verteidiger mit ihren Mandanten waren in Rummelsburg äußerst schlecht. Die Gefangenen mussten von einem Polizisten aus entfernt gelegenen Gebäuden zu den Sprechzellen mit den Verteidigern gebracht werden. Diese Sprechzellen befanden sich in einem Keller, in welchem die Verteidiger auf ihren jeweiligen Mandanten mitunter stundenlang warten mussten, weil es an Personal fehlte. Der Keller war in Kabinen unterteilt. Zigarettenrauch und Gesprächslärm lag über allem, es war kein angenehmer Ort für intensive Gespräche. Für die Häftlinge hingegen bedeutete es eine angenehme Abwechslung, schon wegen der Zigaretten, die der Anwalt mitzubringen gleichsam verpflichtet war. Sie durften allerdings nur während der Sprechzeit geraucht, also nicht in die Zelle mitgenommen werden. 

			Manchmal gab es Probealarm, dann durfte niemand das Gefängnisgelände verlassen, und wir Anwälte wurden im Keller eingeschlossen. Das konnte sich hinziehen, wenn die Zählung der Gefangenen nicht klappte. Einmal – es muss Ende der 50er Jahre gewesen sein – verpasste ein Kollege sein Flugzeug für die Urlaubsreise, weil er in Rummelsburg eingeschlossen worden war. 

			In jenem Keller von Rummelsburg suchte ich Erwin Helm neun Monate lang auf. Er war geständig. Es gab weder Tat- noch Rechtsfragen zu diskutieren. Die Verurteilung stand außer Frage. Seine einzige Chance, mit dem Leben davonzukommen, war eine Kopfverletzung, die er neben zwei anderen Verletzungen im Krieg erlitten hatte. Der psychiatrische Sachverständige, Dr. Anton, hatte ihm den § 51 Abs. 2 StGB – verminderte Zurechnungsfähigkeit – zugebilligt. Dr. Anton wurde in den folgenden Jahren zum von der Staatsanwaltschaft bevorzugten Psychiater für politische Strafverfahren, bis er der DDR den Rücken kehrte.

			Helms Verhalten in den letzten Kriegstagen ließ keinen sensiblen Menschen erwarten. Ich hatte in der Akte seine Geständnisse und die aus anderen Quellen stammenden Darstellungen der ihm vorgeworfenen Taten gelesen. So hätte er einen 25-jährigen Leutnant wegen Befehlsverweigerung hinrichten lassen. Der Leutnant, selbst ruhrkrank, sollte einen Zug kranker Soldaten zu einem anderen Truppenteil führen. Nach 15 Kilometern Fußmarsch ließ er eine Nachtpause einlegen. Dafür wurde der Leutnant an einem Baum aufgehängt. Als er nach der Schlinge fasste, wurde ihm von einem Mitglied des Standgerichts in die Hand geschossen. Das geschah am 20. April 1945, an Hitlers letztem Geburtstag.

			Ein weiterer der sieben Fälle wurde später im Urteil mit folgenden Worten geschildert: »Der 60-jährige Landwirt und damalige Volkssturmmann Karl Weiglein in Zellingen am Main war von einem Offizier, Dr. Mühl-Kühner (der nach dem Kriege nach Spanien geflohen ist), bei Helm, der sich ihm als Standgerichtsherr vorstellte und nach der Stimmung der Truppe fragte, dahingehend denunziert worden, dass er Wehrkraftzersetzung betrieben habe. Er sollte, als ein Offizier vor den Volkssturmmännern eine blutrünstige Rede gehalten und dort kriegsmüde Soldaten mit Erschießen bedroht hatte, ›Oho‹ gerufen haben, und er sollte weiterhin eine verbrecherische Kriegsmaßnahme der Nazis, nämlich das Sprengen einer Brücke unmittelbar bei seinem Hof, kritisiert haben. 

			Helm beschloss daraufhin, Weiglein vor sein Standgericht zu bringen und zum Tode verurteilen zu lassen, ohne sich auch nur die geringste Mühe zu geben, den Fall zu klären. Helm fuhr sofort mit Ankläger, Vorsitzendem, Henker und Strick zu dem Ort, wo Weiglein sich befand und gab den übrigen Beteiligten Anweisung, das schon vorher vereinbarte und abgefasste Todesurteil zu verkünden. 

			Er drang auf das Todesurteil bei dem Anklagevertreter Fernau auch noch dann, als sowohl dieser wie auch die beiden Beisitzer ihre starken Bedenken gegen die Schuld des Weiglein vorbrachten. Weiglein hatte nämlich vorher seine Schuld entschieden bestritten. 

			Helm lehnte es ab, den Fall zu klären, obwohl es eine Kleinigkeit gewesen wäre und nicht einmal nennenswerten Zeitverlust verursacht hätte, wenn er greifbare Zeugen vernommen hätte, zum Mindesten wenn er denjenigen vernommen hätte, der die Äußerungen von Weiglein unmittelbar gehört haben wollte. 

			Die Vernehmung dieses Mannes wurde von Helm abgelehnt, so dass das Urteil sich lediglich auf den kurzen Bericht des Denunzianten stützte, der selber nicht einmal die inkriminierten Äußerungen gehört hatte. So wurde auf Drängen Helms das Todesurteil gegen die bessere Überzeugung des Staatsanwalts und der Beisitzer und ohne Klärung des Sachverhalts, trotz Leugnens des Angeklagten, verhängt. An der darauffolgenden Hinrichtung, die bezeichnenderweise im Angesicht des Hofs des Weiglein und vor den Augen seiner Ehefrau durch Aufhängen auf einem Baum seines eigenen Anwesens vorgenommen wurde, beteiligte sich Helm sogar unmittelbar, indem er den Kopf seines Opfers in die Schlinge legte. An dieser grausigen Art der Vollstreckung ließ er sich auch nicht durch die entsetzten Schreie des Weiglein und seiner der Erhängung zuschauenden Ehefrau behindern.« 

			So geschehen am 28. März 1945.

			Im persönlichen Gespräch glaubte ich nicht, den Mann vor mir zu haben, der fähig war, einen 60-Jährigen vor den Augen seiner Frau eigenhändig zu erhängen. 

			An zwei sich wiederholende Gesprächsthemen erinnere ich mich. Immer wieder sprach der gebürtige Leipziger Helm zärtlich von seiner Tochter, die er »Pümmelchen« nannte. Auf sächsisch klang es noch liebevoller. Es war nicht unecht. 

			Das andere Thema war nicht weniger makaber. Im Angesicht eines möglichen Todesurteils und in Kenntnis des Sachverständigengutachtens über verminderte Zurechnungsfähigkeit erzählte er mir fast bei jedem Besuch Irrenwitze.

			Die Hauptverhandlung verlief wie erwartet. Die Angeklagten wurden für schuldig befunden, »Verbrechen gegen die Menschlichkeit« begangen zu haben. Sie wurden ferner »als Hauptschuldige im Sinne der Kontrollratsdirektive Nr. 38« eingestuft. Entsprechend dem Antrag des Staatsanwalts erkannte das Gericht für jeden Angeklagten auf eine lebenslängliche Zuchthausstrafe, auf dauernden Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte sowie auf Sühnemaßnahmen, die in einem Formular, das dem Urteil beigefügt war, wie folgt festgelegt wurden: »1. Die Angeklagten sind dauernd unfähig, ein öffentliches Amt zu bekleiden. 2. Sie verlieren alle ihre etwaigen Rechtsansprüche auf eine aus öffentlichen Mitteln zahlbare Pension oder Zuwendung. 3. Sie verlieren das Recht zu wählen oder gewählt zu werden sowie das Recht, sich irgendwie politisch zu betätigen oder Mitglied einer politischen Partei zu sein. 4. Sie dürfen weder Mitglied einer Gewerkschaft noch einer wirtschaftlichen oder beruflichen Vereinigung sein. 5. Es ist ihnen auf die Dauer von 10 Jahren nach ihrer Freilassung verboten, a) in einem freien Beruf oder selbständig in irgendeinem gewerblichen Betrieb tätig zu sein, sich an einem solchen zu beteiligen oder dessen Aufsicht oder Kontrolle auszuüben, b) in nicht selbständiger Stellung anders als in gewöhnlicher Arbeit beschäftigt zu werden, c) als Lehrer, Prediger, Redakteur, Schriftsteller oder Rundfunk-Kommentator tätig zu sein. 6. Sie unterliegen Wohnraum- und Aufenthaltsbeschränkungen. 7. Sie verlieren alle ihnen etwa erteilten Approbationen, Konzessionen und Vorrechte sowie das Recht, ein Kraftfahrzeug zu halten.«

			Im Urteil hieß es zur Strafzumessung: »Der Angeklagte Helm hätte die Todesstrafe verdient, wenn ihm nicht der § 51 Abs. 2 StGB zur Seite stünde. Auf Grund des Sachverständigengutachtens des Psychiaters Dr. Anton steht indessen fest, dass der Angeklagte auf Grund seiner im Jahre 1943 erlittenen Kopfverletzung, die einen erheblichen Verlust von Gehirnmasse zur Folge hatte, nur vermindert zurechnungsfähig ist. Er hat die volle intellektuelle Fähigkeit, das Verbrecherische seiner Handlungsweise einzusehen, er bringt aber auf Grund seiner Verletzungen nicht die moralischen Hemmungen auf, die einem gesunden Menschen eigen sind.« Tatsächlich hatte Helm die Schwere seiner Kopfverletzung in der Hauptverhandlung eindrucksvoll demonstriert. Er tat dies mit einem gewissen Stolz, indem er sich vorbeugte und sich aufblähte. Dann drückte das Gehirn die Kopfhaut nach außen. Ich wohnte zwar einer derartigen Präsentation während der Hauptverhandlung bei, sah aber nicht auf meinen Mandanten. Ich sah nur die Reaktion in den Gesichtern der Richter. Das reichte mir.

			Das Urteil wurde am 11. September 1953 verkündet, neun Tage nach der Ladung zur Hauptverhandlung, knapp fünf Monate nach dem Datum der Anklage. Der Prozess war also zügig und ohne Überraschungen verlaufen. Dann geschah jedoch Unerwartetes. Die Staatsanwaltschaft legte Protest ein, obgleich das Urteil ihrem Antrag entsprach. »Protest« hieß nach der StPO von 1952 die Berufung des Staatsanwalts, weil das Rechtsmittel der Staatsanwaltschaft natürlich nicht die gleiche Bezeichnung führen konnte wie das des Angeklagten. Das hätte die Staatsanwaltschaft dem Angeklagten unzulässig gleichgestellt. 

			Meine Berufung wurde auch fristgerecht, das heißt innerhalb von einer Woche eingelegt und begründet. Dann wurde es mysteriös. Der Termin zur Hauptverhandlung vor dem Kammergericht, der auf den 13. Oktober 1953 anberaumt war, wurde ohne Angabe von Gründen am 10. Oktober aufgehoben. Ein neuer Termin wurde zunächst nicht genannt. Monatelang geschah nichts. Das widersprach allen Regeln. Allmählich sickerte durch, die Gerichtsakten seien verschwunden. Das Wirken des Klassenfeindes wurde hinter dem beispiellosen Ereignis vermutet. Zwei Richter des Kammergerichts galten als die Schuldigen, mussten ihren Dienst quittieren und wurden genötigt, Rechtsanwälte zu werden. Die Staatsanwaltschaft nahm schließlich im Mai 1954 den Protest zurück, obgleich sich die Akten inzwischen wieder angefunden hatten. Um nicht Gott zu versuchen, nahm auch ich die Berufung zurück. 

			Helm wurde später im Zuge einer Amnestie entlassen. Von ihm selbst habe ich nie wieder etwas gehört. Aus Zeitungen erfuhr ich indessen, dass er in der Bundesrepublik, offenbar wegen weiterer Taten, erneut verurteilt worden sei.

		

	
		
			Organisation Gehlen vor dem Obersten Gericht (1953)

			Am Ende des Jahres 1953 wurde ich vom Obersten Gericht zum Pflichtverteidiger für zwei Angeklagte bestellt, die wegen Spionage angeklagt worden waren. Es war mein erstes Strafverfahren vor dem Obersten Gericht. Ich hatte nun etwa sechs Monate Anwaltstätigkeit hinter mir, meine Mitverteidiger waren mir an Alter und Berufserfahrung überlegen. Meine Verfassung wird dieser Situation entsprochen haben.

			Die Distanz, die zwischen dem höchsten Gericht der DDR und den Verteidigern lag, ist heute schwer zu beschreiben. Einerseits konnte der Genosse Verteidiger außerhalb der Hauptverhandlung den Genossen Richter duzen, andererseits markierte die Höhe Tisches von Richter und Staatsanwalt den hierarchischen Abstand zwischen den beiden »Organen der Rechtspflege«. Dieser Terminus zur Bezeichnung der Stellung der Anwaltschaft innerhalb der Justiz war aus der Rechtsprechung des Kaiserreichs und der Weimarer Republik in die Verordnung über die Bildung der Kollegien der Rechtsanwälte übernommen worden. Später lehnte das Justizministerium den Begriff wegen seiner Gleichstellung der Anwaltschaft mit Gericht und Staatsanwaltschaft ab, während wir Anwälte ihn eben deshalb zu verteidigen suchten.

			Eine unmittelbare Erinnerung an das Verfahren habe ich nicht mehr. Es ist in der Vielzahl späterer Verfahren untergegangen. Spionageprozesse waren ausgesprochen langweilig. Die Angeklagten waren geständig, die Vernehmungsprotokolle des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) ebenso minutiös wie hölzern. Nach diesen Protokollen wurden die Angeklagten in der Beweisaufnahme abgefragt, der Stoff wurde abgehakt. Rechtsfragen gab es nicht. Die Schilderung von Treffs und dem Anlegen Toter Briefkästen, die Beschreibung geheimdienstlicher Mittel wie Funkgeräte, Codes und Geheimtinten sowie Berichte über Kennzeichen von Militärfahrzeugen, Eisenbahntransporte, Flugplätze, Versorgungslücken und Personen-Charakteristiken waren extrem ermüdend. Ein Verfahren glich dem anderen.

			Geblieben ist lediglich der Gesamteindruck, den die Verfahrensprozedur auf mich machte: der große, für die damalige Zeit gut ausgestattete Saal in der Scharnhorststraße 37, Soldaten als Bewacher, die Zahl der Journalisten und die Menge der Zuschauer. Beeindruckt hat mich auch das prominente Gericht in schwarzen Anzügen – Roben trug man nicht mehr – und natürlich auch der Staatsanwalt, insbesondere Generalstaatsanwalt Dr. Ernst Melsheimer (1897-1960). Das war ein Jurist, der schon vor 1933 an verantwortlicher Stelle in der Justiz tätig gewesen und dann von den Nazis gemaßregelt worden war. 

			Alles war auf staatliche Autorität ausgerichtet. Das Gericht wurde mit »Oberstes Gericht der Deutschen Demokratischen Republik« angesprochen. Die Verteidiger – wenn möglich ebenfalls in schwarzen Anzügen – hatten keinerlei Ambitionen, die erhabene Stellung des Gerichts in Zweifel zu ziehen. Konfliktverteidigung war ein unbekannter Begriff (er war wohl auch in der BRD noch nicht kreiert worden). Man achtete als Verteidiger die Würde des Gerichts. Das war selbstverständlich. Schließlich hatte das Gericht die Macht, über Leben und Tod, Gefängnis und Freiheit zu entscheiden. Etwas von dieser »Subalternität« haftet mir heute noch an. Ein Richter ist für mich immer noch ein Mensch, dem wegen seines Amtes ein besonderer Respekt gebührt.

			Vor dem Obersten Gericht konnte in Straf- und Zivilsachen jeder Rechtsanwalt der DDR auftreten. Pflichtverteidiger wurden natürlich sorgfältig ausgewählt. Staatsverbundenheit wurde gesucht, wenn auch nicht immer gefunden. Mancher meiner Mitverteidiger war plötzlich im Westen. 

			Damals war mir nicht bewusst, dass ich an einem »Pilotverfahren« teilnahm. Es war das erste einer großen Zahl von Strafverfahren, die in der Folge vor dem Obersten Gericht und den Bezirksgerichten der DDR gegen Spione der »Organisation Gehlen« und anderer Dienste durchgeführt wurden. Der Hauptangeklagte des Verfahrens, Haase, war ein hauptamtlicher Agent der »Organisation Gehlen«. In seinen 1959 erschienenen Erinnerungen (»Der Dienst«) schilderte ihn Reinhard Gehlen (1902-1979) als einen »besonders zuverlässigen, einsatzfreudigen, ideenreichen Mitarbeiter«. 

			Das Verfahren gegen Haase u. a. wurde zu einer breiten Darstellung der Entstehungsgeschichte der »Organisation Gehlen« genutzt. Reinhard Gehlen war während des Zweiten Weltkrieges Chef der Abteilung »Fremde Heere Ost« der faschistischen Wehrmacht, deren Aufgabe die Spionage in der UdSSR war. Er hatte sich mit seinem gesamten Archiv, das in fünfzig Stahlkisten untergebracht war, am 20. Mai 1945 in amerikanische Kriegsgefangenschaft begeben und seinen Plan des Aufbaus eines deutschen Geheimdienstes, der mit den Amerikanern kooperiert, angeboten. Das Angebot wurde angenommen und Gehlen in den USA bis Juli 1947 zusammen mit seinen engsten Mitarbeitern für den neuen Einsatz vorbereitet. Ab Januar 1947 begann Gehlen, »die Informationswünsche aus Washington zu befriedigen«, wie Piekalkiewicz in seiner »Weltgeschichte der Spionage« im Jahre 1988 schrieb. Gehlen selbst stellte in seinem Memoiren das Verfahren gegen Haase u. a. in den Kontext einer großen Operation des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR mit sowjetischen Diensten.

			Da dieses Verfahren noch nicht in den Prozessregistern enthalten ist, die ich erst ab 1954 aufzuheben begann, wäre es mir völlig aus dem Gedächtnis entschwunden, hätte ich nicht die Verteidigerplädoyers aufbewahrt, die damals vom Justizministerium zu Schulungszwecken verbreitet wurden. Es sind Zeitzeugnisse, die gesellschaftliche wie persönliche Entwicklungen deutlich machen. Aus heutiger Sicht beschämend für die Gesellschaft, die Justiz und natürlich auch für mich.

			Ob der Text, den das Ministerium verbreitete, originalgetreu und vollständig war, weiß ich nicht, aber ich denke, er gibt ein im Wesentlichen zutreffendes Bild von den damaligen Plädoyers. Meine Rede, die ich als letzter der Verteidiger in diesem Verfahren nach Stichworten frei vortrug, ging so: »Als Verteidiger der Angeklagten Oesterreich und Rennert ist mein Ausgangspunkt der gleiche, wie der meiner drei Kollegen. Ich habe daher nichts Weiteres zu sagen über die Verwerflichkeit der Taten, die hier in überzeugendster Form in dem Plädoyer des Herrn Generalstaatsanwalts zum Ausdruck kamen. Ich habe auch nichts Neues mehr zu sagen über die Notwendigkeit der Verteidigung, die unser Gesetz vorschreibt. 

			Auch meine Angeklagten sind geständig, und ich brauche daher nichts über den Umfang ihrer Handlungen mehr vorzutragen. 

			Die rechtliche Qualifizierung ihrer Taten nach Art. 6 und Direktive 38 des Alliierten Kontrollrats ist so eindeutig und klar, dass es auch dazu keiner Erörterung von Seiten der Verteidigung bedarf. Gegenstand meiner Ausführungen werden daher lediglich Bemerkungen zur Strafzumessung sein.

			Ich möchte zunächst zur Verteidigung des Angeklagten Rennert sprechen.

			Rennert hat anderthalb Jahre Militärspionage getrieben. Er hat 22 Berichte geliefert. Es ist klar und war auch ihm ist klar, dass die gerechte Strafe in seinem Fall nur eine harte Strafe sein kann. Dennoch werde ich mich bemühen, einige entlastende Punkte hervorzuheben, ohne dabei die Realitäten zu übersehen. 

			Eine Realität ist zunächst die Feststellung des Herrn Generalstaatsanwalts über die Person des Angeklagten Rennert. Er sagte: Rennert ist ein eingefleischter Militarist. Daran vermag auch die Verteidigung nicht vorüberzugehen. Rennert ist der Typ des preußischen Feldwebels. Wenn man ihn hier vor den Schranken des Gerichts stehen sah, sah man ihn vor dem geistigen Auge – möchte ich sagen – fast in Uniform und Stahlhelm. Es ist zu fragen, wie wurde Rennert zu diesem Typus? Es ist zu fragen, wie ist es gekommen, dass er seine Vergangenheit in den acht Jahren seit dem Zusammenbruch des Hitlerfaschismus nicht überwinden konnte? Zum Feldwebel wird man bekanntlich nicht geboren, zum Feldwebel wird man erzogen. Und die Erziehung Rennerts zum Feldwebel begann sehr früh. Wir wissen, dass es seines Vaters Wunsch war, als er sich 1933 freiwillig zur faschistischen Wehrmacht meldete. In den Kreisen, aus denen auch Rennert stammte, gehörte der militärische Dienst praktisch zur Erziehung. Man sah es in diesen Kreisen als notwendig an, um ein richtiger Mann zu werden, dass man den preußischen Kommiss durchlief. Aus der einjährigen Verpflichtung wurde schließlich eine zwölfjährige. Wir haben gehört, wie das Hitlersche Reichserbhofgesetz dazu beitrug, weil ja schließlich nur noch ein Sohn den Hof des Vaters erben durfte, und wir haben gehört, wie der Zivilversorgungsschein lockte.

			Als die zwölf Jahre um waren, zu denen Rennert sich verpflichtet hatte, war auch der Krieg zu Ende, und auch einem Rennert war es klar geworden, dass dieses System völlig versagt hatte. Auch er konnte nicht an der offensichtlichen Hohlheit des preußischen Militarismus vorübergehen, die sich in seinem Zusammenbruch offenbart hatte. Dies kam zum Ausdruck, als Rennert 1945 von Engländern für die Vorbereitung eines neuen Krieges geworben werden sollte. Damals lehnte er ab. Sobald es ihm möglich war, kehrte er in seine Heimat, in die damalige sowjetische Besatzungszone zurück, was ihm auch bis 1946 von den Engländern noch verwehrt wurde. Er gründete sich seinen eigenen Hof von neuneinhalb Hektar und begann mit der schweren Arbeit eines Bauern. Er hat auch hier seine Pflichten, sein Soll, erfüllt, wie er hier berichtet hat. Ich meine, dass sich in Rennert eine häufig zu findende Charaktereigenschaft ausdrückt: Rennert zeigt sich als Pflichtmensch, als ein Mensch der formalen Pflichterfüllung, der alles das, was ihm als Pflicht hingestellt wird, auch durchführt. So hat er es zum Deutschen Kreuz in Gold gebracht, und so hat er später – wenn ich einmal vorweggreifen darf – beim Spionagedienst präzise und regelmäßig die ihm aufgetragenen – wenn ich das so nennen darf – ›Pflichten‹ erfüllt. Aber so weit sind wir noch nicht.

			Was waren die Gründe, die ihn zu diesem Ja bewogen? Die Gründe, das waren, wie er uns gesagt hat, seine feindliche Einstellung gegen die Deutsche Demokratische Republik, das war aber auch – und das bitte ich das Gericht als entlastend zu beachten – seine finanzielle Lage, die für ihn als Bauer der Deutschen Demokratischen Republik nicht schlecht war, die ihn aber doch in augenblickliche Schwierigkeiten deswegen gebracht hatte, weil er immer weiter und immer schneller seinen Hof aufbauen wollte und dazu Kredite aufgenommen hatte. Er wollte diese Vorwärtsentwicklung nicht abstoppen und musste daher sehen, wie er ›außerplanmäßig‹ zu Geldmitteln kam. So ging er auf dieses Angebot des leichten Geldverdienens ein.«

			Im Originaltext folgt sodann eine ausführliche Geschichte der Anwerbungsversuche, der Bedenken Rennerts und seines Schwankens, bis es schließlich heißt: »So gewinnen seine Herren von gestern wieder Macht über ihn, diese Generale, die es noch einmal wagen wollen. Sie gewinnen Macht über – wenn ich es so ausdrücken darf – den Pflichtmenschen Rennert, den Untertan. Und ein Untertan ist er, das ist ja eben eine der bezeichnenden Seiten des preußischen Feldwebels. Charakteristisch war, wie er hier dem Präsidenten des Gerichts auf die Frage, warum er denn bei seinem Fluchtweg so fahren sollte, antwortete: ›Weil es mir so gesagt worden war, Herr Präsident.‹ Das war für ihn eine Begründung, dass man ihm etwas gesagt hatte. 

			Er hat hier noch ähnliche Antworten in dieser Richtung gegeben, die ihn als Untertanenmensch kennzeichnen. Aus dieser Charakterhaltung Rennerts wage ich die Formulierung, dass seine Gefährlichkeit nicht so sehr in seiner eigenen, aus ihm selbst kommenden Aktivität liegt, nicht so sehr aus seiner eigenen, aus ihm selbst stammenden Bösartigkeit, sondern darin, dass er bedenkenlos für andere tätig wird, dass er, um im Jargon seinesgleichen zu sprechen, ›stur wie ein Panzer‹ ist, das ideale Werkzeug seiner Auftraggeber, das, einmal eingesetzt, bedenkenlos deren verbrecherische Ziele verfolgt. 

			Wenn man ihn mit den anderen Angeklagten des Prozesses vergleicht, so fällt eines auf: Er ist der geistig Unbeweglichste von allen hier in dieser Verhandlung gewesen, der den geringsten Intelligenzgrad hatte, obgleich er natürlich das Verbrecherische seiner Handlung voll einzusehen in der Lage war. So kam es bei Rennert auf Grund seines Charakters, auf Grund seiner Entwicklung zu diesen täglichen Beobachtungen, zu diesen regelmäßigen Berichten, die mit der Präzision eines Uhrwerks nach Westberlin geliefert wurden, mit jener seelenlosen Präzision, die auch die Hitlersche Kriegsmaschine auszeichnete. Es kennzeichnet den ganzen Gehlenschen Geheimdienst, es kennzeichnet die Amerikaner, die hinter ihm stehen, dass sie sich gerade solcher Menschen für ihre Ziele bedienen.

			Einmal – und darauf muss ich als Verteidiger auch hinweisen – hat er Angst, hat er Bedenken bekommen, wollte er zurücktreten. Aber auch ihm ist dieser Rücktritt nicht gelungen. Seine Bedenken, seine Angst wurden zerstreut durch eine Gehaltszulage von 50 DM und durch seine Einsicht in die angebliche Unmöglichkeit des Rücktritts. So hat Rennert weiter beobachtet und weiter berichtet, bis ihn die Organe unserer Staatssicherheit inhaftierten.«

			Es folgte die Verteidigung Oesterreichs, die gleichartig war, Ich schloss: »Für beide Angeklagten bitte ich schließlich das Oberste Gericht zu berücksichtigen, dass sie in allen Punkten geständig waren, dass sie, so glaube ich, heute einsehen, was für Verbrechen sie begangen haben, dass ihnen die Augen geöffnet wurden über die Lügen, denen sie erlegen sind schon durch die Tatsache, wie anders ihre Behandlung bei den Organen unserer Staatssicherheit war, als sie ihnen vorher von ihren Agentenauftraggebern geschildert wurde. Schließlich aber bitte ich noch eins bei beiden zu berücksichtigen, was auch der Herr Generalstaatsanwalt schon in seinem Plädoyer zum Ausdruck gebracht hat: Weder Oesterreich noch Rennert säßen heute hier auf der Anklagebank ohne die Spalter Deutschlands, ohne die Initiatoren des kalten Krieges, ohne diejenigen, die den heißen Krieg heute schon wieder vorbereiten. Sie sind es, die auch in diesem Prozess wie schon in vielen anderen die eigentlichen Hauptangeklagten sind. Ich bitte das Oberste Gericht, alle diese Punkte bei der Findung des gerechten Strafmaßes zu berücksichtigen.« Wenn ich das heute lese, erkenne ich mich nur andeutungsweise wieder. Die Zeit hat vieles im Urteil und in der Sicht verändert. Eine Binsenweisheit, die jedoch vielfach missachtet wird, gerade heute und hier, gerade von der Justiz, wenn sie über Vergangenheit richtet.

		

	
		
			Nachfolger eines Anwalts, der auszog, Richter am Bundesverfassungsgericht zu werden (1954)

			Nach meinem ersten Anwaltsjahr machte ich im Juli 1954 Urlaub in Heringsdorf. Dort hatten Kollegiumsanwälte in einem direkt an der Strandpromenade gelegenen Gebäude ein für die 50er Jahre ideales Feriendomizil gefunden: ein schwedisches Holzhaus aus der Zeit vorm Ersten Weltkrieg. Es blieb über viele Jahre ein Treffpunkt besonders für die Anwaltsfamilien mit Kindern. Sie verpflegten sich dort selbst, Frühstück und Abendbrot wurden in einer geräumigen Veranda gemeinsam eingenommen, die Kinder spielten miteinander. Es war eine Idylle, die für die damalige Atmosphäre im Berliner Anwaltskollegium durchaus charakteristisch war. 

			In meine 54er Sommerseligkeit platzte ein Telegramm aus Berlin. Es teilte mir mit, dass ich ab sofort nicht mehr in der Zweigstelle Mitte I, sondern in der Zweigstelle Prenzlauer Berg in der Kastanienallee 1 arbeiten und dort auch als Zweigstellenleiter fungieren müsse. Im Prinzip hatte ich nichts dagegen, ich verbesserte mich. Ich würde ein eigenes Zimmer haben, die Lage des Büros war gut, und das musste sich früher oder später auszahlen. Doch gefragt wäre ich schon gern worden. Aber die Zeiten waren nicht so.

			Anlass für die überstürzte Aktion war die Flucht des Leiters dieser Zweigstelle. Rudi Wand gehörte in unserem Kreis zu den tonangebenden Mitgliedern und war Sprecher der Opposition. Nach der Ausrufung des »Neuen Kurses« im Juni 1953, mit dem in der DDR einige radikale Maßnahmen zur Beschleunigung des Aufbaus des Sozialismus wie Normerhöhungen und Lebensmittelkartenentzug für Gewerbetreibende zurückgenommen worden waren, stellte Wand auch die Auflösung des Rechtsanwaltskollegiums zur Diskussion. Die Anwaltszulassung hatten wir schließlich, und das Kollegium hatte für ihn offenkundig seine Schuldigkeit getan. 

			Geflohen war er jedoch nicht wegen dieser Aufmüpfigkeit. Wand hatte vielmehr gehört, dass gegen ihn wegen Zeugenbeeinflussung ermittelt wurde. Er hatte einen Fleischermeister verteidigt, dem man Schiebereien mit Lebensmittelkarten vorwarf. Mit einem Zeugen in diesem Verfahren hatte Wand angeblich eine wahrheitswidrige Aussage abgesprochen. Das hätte Gefängnis bedeutet, wenn es bewiesen worden wäre. Also setzte sich Wand in den Westen ab.

			In Berlin wurde Rudi Wand (1928-1985) in Abwesenheit wegen Begünstigung verurteilt. 

			In Karlsruhe dagegen wurde Walter Rudi Wand 1970 zum Mitglied des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts. Er war dreizehn Jahre lang Verfassungsrichter. Eine einmalige Karriere für einen Kollegiumsanwalt aus der DDR. Es hob uns alle ein wenig. 

			Ich wurde 1954 sein Nachfolger – allerdings nur als Rechtsanwalt und Zweigstellenleiter in Berlin-Ost.

			Allmählich fasste ich als Anwalt Fuß. Gleichzeitig stieg ich in der Hierarchie des Kollegiums auf, wurde Zweigstellenleiter, Vorstandsmitglied und noch 1954 schließlich Vorsitzender. 

		

	
		
			Sabotage in der Materialwirtschaft (1955-1962)

			Am 7. Januar 1955 war unter den schon zahlreicheren Mandanten, die mich in der Zweigstelle in der Kastanienallee aufsuchten, auch eine Frau Hütter. Sie bat mich, ihren Mann zu verteidigen, der vor fast acht Monaten am 13. Mai 1954 verhaftet worden sei. Als kommissarischer Hauptabteilungsleiter im Staatlichen Komitee für Materialversorgung habe er eine höhere Regierungsfunktion ausgeübt. 

			Frau Hütter wusste nicht – wie viele Angehörige von Untersuchungshäftlingen jener Zeit auch –, in welchem Gefängnis sich ihr Mann befand. Vor Abschluss der Ermittlungen wurde dies nicht mitgeteilt. Für Rechtsanwälte war es allerdings kein Problem, den Aufenthalt festzustellen. 

			Das Ermittlungsverfahren war beim Generalstaatsanwalt der DDR anhängig und Ernst Hütter in die Untersuchungshaftanstalt des MfS in Cottbus überführt worden. Die Hauptverhandlung sollte vor dem Bezirksgericht Cottbus durchgeführt werden. Unser Bürovorsteher Schulz hatte das telefonisch erfragt. Herr Schulz war überhaupt ein erfahrener und tüchtiger Bürovorsteher. Wir verloren ihn leider bald, denn es war durch Untersuchungen unserer Revisionskommission herausgekommen, dass er sich aus der Kasse unseres Büros bedient hatte. Ich fand es nett von ihm, dass er meine Einnahmen verschont und die der anderen Rechtsanwälte bevorzugt hatte. Am Tage der Entdeckung verschwand er nach Westberlin und ward nicht mehr gesehen. 

			Politische Strafsachen – mit Ausnahme von Verfahren gegen Nazis und Kriegsverbrecher – konnten in Berlin nicht durchgeführt werden. Es fehlte die gesetzliche Grundlage. Das ganze politische Strafrecht, abgesehen von den Tatbeständen der Nazi- und Kriegsverbrechen, bestand bis 1957 nur aus einem einzigen Paragraphen, dem Artikel 6 Abs. 2 der Verfassung der DDR von 1949. Er lautete: »Boykotthetze gegen demokratische Einrichtungen und Organisationen, Mordhetze gegen demokratische Politiker, Bekundung von Glaubens-, Rassen-, Völkerhass, militaristische Propaganda sowie Kriegshetze und alle sonstigen Handlungen, die sich gegen die Gleichberechtigung richten, sind Verbrechen im Sinne des Strafgesetzbuches. Ausübung demokratischer Rechte im Sinne der Verfassung ist keine Boykotthetze.«

			Die Verfassung der DDR und damit ihr Artikel 6 galt jedoch nicht im demokratischen Sektor von Berlin, der Hauptstadt der DDR. Der ungewöhnliche Zustand beruhte auf dem Viermächtestatus der Stadt, der im Übrigen auch für den Westteil galt. 

			Die DDR wusste sich jedoch zu helfen. Die Beschuldigten wurden dahin gebracht, wo die Verfassung der DDR galt – »in die Republik«, wie man sagte. Hier konnten sie angeklagt und verurteilt werden, da die Strafprozessordnung von 1952 den Gerichtsstand des Aufenthaltsortes kannte, und Aufenthaltsort war das Untersuchungsgefängnis. 

			Eine nicht geringe Zahl von Strafverfahren gegen Berliner fand aus diesem Grund in den ersten Jahren vor den Bezirksgerichten, vorwiegend in Potsdam und Cottbus, aber auch in Magdeburg statt. So auch die Strafsache Hütter. 

			Ostberliner Anwälte waren bei Gerichten der DDR ursprünglich jedoch nicht zugelassen. Es war also aus diesem Grund für uns Berliner Kollegiumsanwälte von erheblicher praktischer Bedeutung, dass für sie diese Zulassung im November 1953 erfolgte. Der zuständige Oberrichter in der Strafsache Hütter wusste aber nichts von dieser Verfügung des Justizministeriums, jedenfalls verlangte er von mir eine spezielle Auftrittsbefugnis vor Gerichten der DDR, die ich jedoch als Einzelermächtigung nicht besaß. Das Justizministerium musste erst über die Cottbuser Justizverwaltungsstelle die Regelung bekanntgeben, dann durfte ich auftreten.

			Die Zeit der Vorbereitung auf das mit Sicherheit schwerwiegende und komplizierte Gerichtsverfahren war wie üblich kurz. Immerhin erhielt ich die Ladung zur Hauptverhandlung am 16. März 1955 schon am 2. März. Allerdings hatte ich zu diesem Zeitpunkt noch keine Sprecherlaubnis für den Angeklagten. Diese wurde mir telefonisch am 8. März zugesagt. Am 11. März konnte ich erstmalig die umfangreichen Akten einsehen. 

			Der Eröffnungsbeschluss des 1. Strafsenats, der mir mit der Ladung zugestellt worden war, fand meinen Mandanten hinreichend verdächtig, »seit 1952 Schädlingstätigkeit in der Wirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik betrieben, eine erhebliche Desorganisation veranlasst und großen wirtschaftlichen Schaden verursacht« zu haben. Im Einzelnen ging es um eine zu geringe Produktionsauflage zur Herstellung von Zündschnüren für den Bergbau, um eine falsche Planung bei der Produktion von Schwefelsäure, eine Kürzung des Stickstoffdüngemittel-Kontingents für die Landwirtschaft sowie um vier weitere ähnliche Vorwürfe. 

			Nicht gerade ein Gebiet, das mir besonders lag. 

			Mit der Hand schrieb ich auf 17 Seiten in Stichworten auf, was mir wesentlich erschien. Anschließend besuchte ich meinen Mandanten im Untersuchungsgefängnis. 

			Ernst Hütter stand fünf Tage vor der Hauptverhandlung und einen Tag vor seinem 50. Geburtstag, als ich ihn traf. Ich habe Letzteres damals sicher nicht zur Kenntnis genommen, weil ich Geburtstage meiner Mandanten seinerzeit noch weniger beachtete als heute, wo ich die Jahre anders zähle. Nachträgliches Bedauern hilft da nicht. Dennoch sind wir gut miteinander ausgekommen. 

			Seine Geschichte war zeittypisch, und dass er nun vor Gericht stand, war es auch. In seinem handschriftlichen Lebenslauf, datiert vom 5. Dezember 1949, hatte Ernst Hütter erklärt: »Vom Elternhaus mit sozialistischen Gedankengängen vertraut gemacht, trat ich nach dem Kapp-Putsch im Jahre 1920 dem Deutschen Metallarbeiterverband in Leipzig als Mitglied bei und betätigte mich im Betrieb als Funktionär.« 

			Aus diesem Lebenslauf ging auch hervor, dass er an mehreren Kursen des Leipziger Arbeiter-Bildungs-Instituts teilgenommen hatte, 1923 der SPD beigetreten war und, nach seiner Übersiedlung nach Berlin, die gewerkschaftlich unterstütze Fachschule für Wirtschaft und Verwaltung und gleichzeitig als Gasthörer die Hochschule für Politik besucht hatte. 1931 wurde er durch die Wirtschaftskrise arbeitslos, fand 1932 wieder Arbeit im Bezirksamt Prenzlauer Berg und wurde im Februar 1933 wegen seiner gewerkschaftlichen und politischen Betätigung von den Nazis entlassen. Er fand erneut Arbeit in der Wirtschaftsgruppe Chemische Industrie, wurde noch 1944 eingezogen und am 30. April 1945 bei Halbe verwundet. 

			»Dem FDGB und der SPD trat ich sofort nach der Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft bei und wurde bei der Gründung in die SED mit übernommen […] Politisch versuchte ich mein Wissen durch den Besuch der Betriebsparteischule der Deutsche Wirtschaftskommission (DWK) zu erweitern und versuchte in der Freizeit, mich mit den Fragen des Marxismus-Leninismus eingehend zu beschäftigen.« Hütters Lebenslauf endete mit den Worten: »Ich habe durch meine bisherige Arbeit, vor allen Dingen in den vergangenen vier Jahren, versucht, die Interessen der Arbeiterklasse zu vertreten und glaube durch meine Arbeit mit zum Aufbau der Wirtschaft in der Deutschen Demokratischen Republik beigetragen zu haben.«

			Nun wurde ihm »Schädlingstätigkeit« im Rahmen seiner Arbeit als Hauptabteilungsleiter in der Staatlichen Kommission für Materialversorgung in elf Fällen vorgeworfen. 

			Eine wesentliche Rolle in dem Verfahren spielte die Tatsache, dass Hütter bis Dezember 1946 nicht nur Mitglied der SED, sondern auch der Westberliner SPD war. Rechtlich waren die Vorwürfe auf den Tatbestand des Artikels 6 der Verfassung der DDR und auf die Kontrollratsdirektive 38 Abschnitt II Artikel III A III gestützt. Beide Vorschriften waren ursprünglich geschaffen worden, um das Wiedererstehen des Faschismus zu verhindern. In der DDR galt jedoch damals jede Unterstützung eines politischen Gegners zugleich auch als eine profaschistische Tätigkeit. Und dies rechtfertigte die Anwendung dieser gesetzlichen Bestimmungen.

			In den vorangegangenen anderthalb Jahren meiner Anwaltstätigkeit hatte ich schon manch politischen Prozess geführt, aber dieser schien mir besonders brisant. Immerhin war der Angeklagte ein Mann in hoher Funktion innerhalb des zentralen Staatsapparats. Cottbus hatte zudem auf mich einen besonders abweisenden Eindruck gemacht. Ich kannte die Richter und Staatsanwälte nicht. Berliner galten a priori als suspekt. Mir war nicht wohl. Als ich zur Verhandlung fuhr, sagte ich zu meiner Frau, wenn ich nicht wiederkäme, hätte man mich dortbehalten, und ich nannte ihr den Anwalt, den sie dann aufsuchen sollte. 

			Sicher war ich zu ängstlich. Nie hatte ich vorher oder nachher von einem Anwalt gehört, dass er wegen einer Verteidigung eingesperrt worden wäre. Aber dass ich überhaupt auf einen solchen Gedanken kam, charakterisiert vielleicht die Situation, in der ich mich wähnte.

			Ich ließ mir meine Angst nicht anmerken, zumindest hoffte ich, dass man sie nicht spürte. Am Tag vor der Hauptverhandlung, die morgens um 8.30 Uhr begann, suchte ich noch einmal meinen Mandanten auf. Ich blieb dann über Nacht. Zu den unerfreulichen Begleitumständen Cottbuser Gerichtsverhandlungen gehörte generell, dass man in dieser zerbombten Stadt kaum ein Hotelzimmer fand, und wenn man eins fand, war es danach. 

			Hütter hatte in den monatelangen Vernehmungen in zwei Fällen Geständnisse abgelegt, die er widerrief, und in den neun anderen Fällen machte er mir klar, dass er keinen Schaden verursachen wollte und auch keinen Schaden verursacht hatte bzw. die Entscheidungen nicht von ihm, sondern von seinen Vorgesetzten gefällt worden wären. Damit war eine prinzipielle Auseinandersetzung mit dem Staatsanwalt und letztlich auch mit dem Gericht, das aller Erfahrung nach den »Klassenstandpunkt« des Staatsanwalts teilen würde, vorprogrammiert.

			Die Hauptverhandlung entsprach meiner Erwartung nur teilweise. Sie fand einschließlich der Urteilsverkündung an vier Tagen unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. Die Atmosphäre ist mir zwar als frostig, aber nicht als unsachlich und aggressiv in Erinnerung. Ich beantragte in allen elf Fällen Freispruch vom Vorwurf der Schädlingstätigkeit und ließ lediglich die Möglichkeit einer Verurteilung wegen eines fahrlässigen Wirtschaftsdelikts offen. Das schien mir richtig, um der Staatsanwaltschaft die Möglichkeit zu bieten, Gesicht zu wahren, und um die Konfrontation nicht auf die Spitze zu treiben. Da jedoch kein fahrlässiges Wirtschaftsdelikt in Rede stand, blieb als Konsequenz meines Plädoyers nur der Freispruch. 

			Das Gericht folgte voll und ganz dem Antrag der Staatsanwaltschaft. Es verurteilte Ernst Hütter zu einer Zuchthausstrafe von 15 Jahren, zu den Sühnemaßnahmen aus der Kontrollratsdirektive Nr. 38 und zum Einzug seines Vermögens.

			In den Tatsachenfeststellungen des Urteils hieß es: »Seine Verantwortlichkeit drückt sich schon in seiner hohen Funktion aus, die er in unserem Staatsapparat einnahm und in der er mit weitgehendsten Vollmachten ausgestattet war. Da sich seine Handlungen nicht nur schädigend auf die Wirtschaft in der Deutschen Demokratischen Republik, sondern in erheblichem Maße auf den Import und Export auswirkten, war dadurch das Ansehen und das Vertrauen unsres jungen Arbeiter-und-Bauern-Staates gegenüber unseren befreundeten Staaten und kapitalistischen Ländern gefährdet. Dass der Angeklagte auch bewusst gehandelt hat, geht einwandfrei aus seinen mehrmals abgelegten Geständnissen hervor.

			Seine Handlungen, die sich gegen den Bestand unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates richten, sind Boykotthetze gegen demokratische Einrichtungen sowie Verbreitung tendenziöser Gerüchte, die auch geeignet sind, den Frieden des deutschen Volkes zu gefährden. Der Angeklagte hat sich somit eines Verbrechens gegen Artikel 6 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik in Verbindung mit der Kontrollratsdirektive Nr. 38 Abschn. II Art. III A III schuldig gemacht.«

			Das Urteil, das damals noch ausgehändigt wurde, spiegelt in Stil, Grammatik und juristischer Argumentation den damaligen Entwicklungsstand der Justiz der DDR und den politischen Geist dieser Jahre des Kalten Krieges wider. Es waren Volksrichter, die mitunter nach nur sechsmonatiger juristischer Ausbildung und fast durchweg mit der Allgemeinbildung der Volksschule der Weimarer Republik solche Urteile verfassten. 

			Da waren die Urteile jener Zeit in der Bundesrepublik wesentlich geschliffener. Sie stammten allerdings von Richtern, die in der Weimarer Republik neben den konservativen Kräften »auf der anderen Seite der Barrikade« gestanden und in der Nazizeit treu dem Führer gedient hatten. 

			Dem Stil der DDR-Urteile entsprach es auch, dass in den Urteilsgründen auf meine Ausführungen kein Bezug genommen wurde. Sie lesen sich, als ob der Angeklagte keinen Verteidiger gehabt hätte. Erst später, nach langem Bemühen der Anwaltschaft, änderte sich das allmählich.

			In der Berufung, die innerhalb einer Woche eingelegt und begründet werden musste, versuchte ich, die gerichtliche Praxis an der rechtswissenschaftlichen Theorie zu messen. Auch diese Berufungsschrift spricht die Sprache der Zeit. Mancher wird in ihr Steine finden, mit denen er werfen kann. Doch wer weiß, wie manches Urteil und manche Berufungsbegründung unserer Tage sich in Jahrzehnten lesen werden?

			In der Berufung hieß es: »Der Angeklagte hat vor dem Untersuchungsorgan und auch in der Hauptverhandlung vor dem Strafsenat wiederholt gestanden, aus Feindschaft gegen die Deutsche Demokratische Republik gehandelt zu haben. Diese Geständnisse sind dort von Bedeutung, wo die Taten des Angeklagten objektiv einen schädigenden Charakter trugen und gegen das Gesetz verstießen.

			Nach den Erkenntnissen der demokratischen Rechtswissenschaft, insbesondere nach den Hinweisen Wyschinskis (Andrej Januarjewitsch Wyschinski [1883-1954] war Generalstaatsanwalt der Sowjetunion und von 1949 bis 1953 Außenminister – F. W.), bedarf auch das Geständnis, wie jedes andere Beweismittel, einer Überprüfung auf seinen Beweiswert. Diese Überprüfung ist im vorliegenden Falle deswegen besonders angezeigt, weil der Angeklagte erwiesenermaßen in zwei Fällen falsche, ihn zum Teil schwer belastende Geständnisse abgelegt hat. 

			So hat er gestanden, schuld an der falschen Schwefelsäure-Bilanz 1953 zu sein. In der Hauptverhandlung ist durch die Aussage des Zeugen Engelke erwiesen, dass nicht der Angeklagte, sondern dieser Zeuge die falsche Material-Bilanz aufgestellt und zu verantworten hat. Unrichtig war auch das Geständnis des Angeklagten, wonach er vor 1933 dem rechten Flügel der SPD angehört hat. Die vom Untersuchungsorgan vernommenen Zeugen Stolt und Müller haben ausgesagt, dass der Angeklagte in Opposition zu den damaligen SPD-Führern stand.

			An der Wahrheit der Geständnisse bestehen auch deswegen Zweifel, weil der Angeklagte in der Hauptverhandlung zu allen Punkten zunächst konkrete, ins Einzelne gehende Aussagen machte und diese dann nach Vorhalt widersprechender Einlassungen vor dem Untersuchungsorgan kurz mit allgemeinen Formulierungen wie ›Das stimmt‹ widerrief.

			Unwahrscheinlich ist auch, dass der Angeklagte bei einer solchen hartnäckigen und erbitterten Feindschaft gegenüber unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat, wie sie insbesondere aus den Vernehmungsprotokollen des Untersuchungsorgans spricht, keine Verbindung zu den Agentenzentralen gehabt hat. Wer wirklich wegen seiner sozialdemokratischen Gesinnung als Feind der DDR tätig wird, findet auch den Anschluss an das Ostbüro der SPD.

			Es ist wohl auch noch kein Fall bekannt, in dem ein Schädling oder Spion bei dem faschistischen Putsch vom 17. Juni 1953 auf Seiten der bewusstesten Teile des deutschen Volkes gegen die faschistischen Provokateure gestanden hat. Der Angeklagte hat, worüber das Urteil allerdings schweigt, am 17. Juni seinen Vorgesetzten Techauer, der von den Faschisten bereits niedergeschlagen war, unter vollem Einsatz seiner Person befreit. Er ist dabei selbst verletzt worden.

			Alle diese Umstände, zu denen noch das wiederholt in Erscheinung tretende Verhalten des Angeklagten kommt, begangene Fehler wieder auszugleichen, lässt an dem Beweiswert der Geständnisse zweifeln. Der Angeklagte, der sich selbst bisher für unfehlbar hielt, ist nach Meinung der Verteidigung durch die Ermittlungen darüber belehrt worden, dass er viele Fehler begangen hat, die seine strafrechtliche Verantwortlichkeit nach sich ziehen. Diese Erkenntnis mag ihn in den Zustand versetzt haben, in dem ihm alles gleichgültig ist. Dies ist der Eindruck der Verteidigung.

			Dabei verkennt die Verteidigung nicht, dass die Tatsache der Doppelmitgliedschaft und seine zahlreichen Besuche in Westberlin schwerwiegende Umstände gegen den Angeklagten sind.« Diese Berufung wurde vom Obersten Gericht genau einen Monat nach ihrer Einlegung durch Beschluss vom 25. April 1955 verworfen. Eine solche Entscheidung hatte die einstimmige Auffassung des Gerichts von der Unbegründetheit des Rechtsmittels zur Voraussetzung. Sie war in der Regel nur sehr kurz und schablonenhaft begründet. Der Beschluss wurde damals den Verteidigern nicht zugestellt und seine Gründe sind mir daher unbekannt geblieben. Ich erhielt mit Datum vom 4. Mai 1955 nur den üblichen Vordruck mit den handschriftlich eingesetzten Namen und Daten: »In der Berufungssache Ernst Hütter ist die Berufung gegen das Urteil des Bezirksgerichts Cottbus durch Beschluss vom 25. April 1955 als offensichtlich unbegründet verworfen worden. Die weitere Untersuchungshaft ist angerechnet worden.«

			Beschlussverwerfungen in Berufungsstrafsachen waren in verschiedenen Perioden der DDR sehr häufig. Sie waren immer ein von den Verteidigern erfolglos beanstandetes Ärgernis. 

			Die Strafsache Hütter war nunmehr rechtskräftig abgeschlossen. Normalerweise endete damit auch die Tätigkeit des Strafverteidigers in der DDR. Besuche bei Strafgefangenen wurden nur unter besonderen Voraussetzungen gestattet, gerichtliche Entscheidungen gegen Maßnahmen des Strafvollzugs gab es nicht. Ein Anwalt hatte nach rechtskräftiger Verurteilung seines Mandanten im Gefängnis oder Zuchthaus nichts zu tun und nichts verloren. Er war deshalb selten in Strafvollzugsanstalten. Seine Tätigkeit beschränkte sich in dieser Etappe auf Anträge auf bedingte Strafaussetzung oder seltener auf Gnadengesuche. Sie erforderten mehr poetische als juristische Begabung. Im Fall Hütter war das anders.

			Zehn Monate nach dem Beschluss, mit dem das Oberste Gericht die Berufung im Fall Hütter verworfen hatte, tagte in Moskau der XX. Parteitag der KPdSU. Dort hielt Parteichef Chruschtschow hinter verschlossenen Türen eine Rede, die anschließend den angereisten Gästen nur indirekt übermittelt wurde. So kam sie über die Parteiführung auch in die DDR. Die Geheimrede Chruschtschows wurde den Juristen der DDR, abgesehen vielleicht von denen in herausragenden Funktionen, im Detail nicht bekannt. Bekannt wurde aber, dass an schwerwiegenden Verletzungen der Gesetzlichkeit Kritik geübt worden war. Alles sollte anders werden. In der DDR hieß die Losung: »Keine Fehlerdiskussion.« Im »Vorwärtsschreiten« sollten etwaige Missstände beseitigt werden. Auch wenn es keine Fehlerdiskussion im Sinne einer öffentlichen Auseinandersetzung gab, löste der XX. Parteitag jedoch tiefes Nachdenken und bei manchen, oder sogar vielen, Erschütterung aus. 

			Ich war gerade zum Skiurlaub auf dem Fichtelberg und erfuhr aus dem Neuen Deutschland, was offiziell über das historische Ereignis berichtet wurde. Dort war auch der ehemalige Vorsitzende unseres Kollegiums, ein begeisterter Skifahrer, der aus den Sudeten stammte. Wir diskutierten und prognostizierten viel. Nie hätte ich gedacht, dass alles in der DDR beim Alten bleiben und sich manches vorübergehend sogar noch zuspitzen würde.

			Monate später führte ich ähnliche Gespräche mit Prof. Josef (»Jupp«) Gerats (1919-2007) anlässlich einer Konferenz der Internationalen Vereinigung Demokratischer Juristen 1956 in Brüssel. Der Rechtswissenschaftler gehörte zur DDR-Juristengeneration, die als Arbeiter von der Volksschule über die Arbeiter-und-Bauern-Fakultät zur Universität gingen und Jura studiert hatten. In unserem gemeinsamen Hotelzimmer gelobte er, nie wieder eine Meinung aus Parteidisziplin zu vertreten, wenn er von ihrer Richtigkeit und Wahrheit nicht überzeugt wäre. Die neue Moskauer Linie schien mir Chancen für Ernst Hütter zu bieten. Ich sprach also mit dem zuständigen Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR. Mein Vermerk vom 9. Mai 1956 ist lakonisch:

			»1. Rücksprache mit Staatsanwalt A.

			Er hält Voraussetzungen eines Gnadenerweises unter den derzeitigen Bedingungen für möglich. Denkt wahrscheinlich an eine Strafzeitverkürzung. Meint, Hütter müsse auf die Liste 2 gesetzt werden. 

			Verweist an Staatsanwalt B. beim GenStA DDR.

			2. Telefonische Rücksprache mit StA B.

			B. erklärt, Hütter stände noch nicht auf Liste 2. Erneute Anfrage etwa in 14 Tagen.«

			Der nächste Vermerk vom 7. Juni 1956 lautet: »Strafe ist auf 8 Jahre im Gnadenwege herabgesetzt worden. 346 (gemeint ist § 346 StPO, Strafaussetzung auf Bewährung – F. W.) später möglich. Ehefrau ist von mir mdl. informiert worden.«

			Dieses Resultat einer Überprüfung, die offenbar nach den Beschlüssen des XX. Parteitages generell durchgeführt worden war, erschien mir nicht sachgerecht. Ich machte daher etwas, was ich nur in seltenen Fällen tat: Ich wandte mich an die Partei. Am 1. Oktober 1956, also fast vier Monate nach dem Bescheid der Generalstaatsanwaltschaft, schrieb ich an den Leiter des Sektors Justiz im Zentralkomitee der SED, Josef Streit. 

			»Das Bezirksgericht hat sich im Wesentlichen auf das Geständnis des Hütter gestützt, das in der Hauptverhandlung, die sich über vier Tage erstreckte, widerrufen wurde und dann teilweise wiederholt worden ist.

			Mein persönlicher Eindruck ist der, dass das Geständnis zumindest teilweise und wenigstens hinsichtlich der subjektiven Seite nicht der Wahrheit entsprochen hat. Es wurden eine Reihe von Zeugen vernommen, jedoch wurden bestimmte Zeugen, deren Aussagen von besonderer Bedeutung gewesen wären, nicht vernommen. […] Nach meiner Rücksprache bei der Staatsanwaltschaft und nach meinen Erfahrungen, die ich schon vorher mit der von mir eingelegten Berufung gemacht habe, glaube ich jedoch nicht, dass es mir möglich sein wird, im Wege eines normalen Wiederaufnahmegesuchs bei der Staatsanwaltschaft dieses Ziel zu erreichen. Die Staatsanwaltschaft sieht sich wahrscheinlich nicht in der Lage, die in diesem Fall liegenden politischen Probleme von sich aus zu lösen. Ich wäre Dir daher dankbar, wenn Du diesen Fall einmal überprüfen würdest. […] Ich wäre Dir sehr dankbar, wenn Du mir Gelegenheit geben würdest, den ganzen Fall einmal mit Dir durchzusprechen.«

			Mit Schreiben vom 6. November und vom 23. November 1956 sowie vom 8. Februar 1957 bat ich um Antwort. 

			In Telefonaten am 24. und 30. Januar 1957 war mir eine Entscheidung in »wenigen Tagen« in Aussicht gestellt worden. Sie wurde mir nie mitgeteilt. 

			Statt dessen stellte Hütter im Februar 1957 selbst ein Wiederaufnahmegesuch. Ich nahm an, dass man ihm das nahegelegt hatte, und dass das die Reaktion auf mein Schreiben war. 

			Die Nachricht von diesem Gesuch wurde mir von einem Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt mitgeteilt, der mir auch eine neue Akteneinsicht in Aussicht stellte. Es war inzwischen Anfang April. 

			Ich durfte die Akten erneut einsehen und auch mit dem Mandanten am 10. April 1957 sprechen. Im Ergebnis dieses Besuchs stellte ich am 15. Mai 1957 ein Gesuch auf Wiederaufnahme des Verfahrens an den Generalstaatsanwalt. In diesem Gesuch wurden neunzehn Zeugen namentlich benannt, unter ihnen Ministerpräsident Grotewohl, sein Stellvertreter Scholz, die Minister Leuschner, Gregor und Winkler, sowie die Beiziehung von Urkunden und Auskünften verlangt. Hütter selbst schrieb mir im Juni, den Tag durfte er offenbar nicht angeben, einen engzeiligen Brief mit Schreibmaschine, der auf dreizehn Seiten weitere Informationen enthielt. Ich hatte noch nie einen maschinenschriftlichen Brief eines Verurteilten aus dem Gefängnis bekommen. Das deutete auf Wohlwollen der Obrigkeit hin. 

			Am 9. August 1957 erhielt ich jedoch die Ablehnung des Generalstaatsanwalts. In ihr hieß es: »Ich bin bei der Überprüfung zu dem gleichen Ergebnis wie das Oberste Gericht gekommen, dass die Geständnisse des Verurteilten sowohl in der Hauptverhandlung als auch im Ermittlungsverfahren keine Veranlassung geben, an der Glaubhaftigkeit dieser Geständnisse zu zweifeln.« Das Schreiben schloss mit den Worten: »Offenbar haben Sie die einzelnen von dem Verurteilten begangenen strafbaren Handlungen losgelöst von dem Gesamtzusammenhang gewertet und sie nicht im Zusammenhang gesehen.« Ernst Hütter schrieb mir danach noch einmal einen Schreibmaschinenbrief mit der Mitteilung, dass ihm Strafaussetzung auf Bewährung nach der Hälfte der Strafzeit in Aussicht gestellt worden wäre. 

			Am 7. März 1958 beantragte ich die Aussetzung der Strafe, die zur Hälfte am 14. Mai 1958 verbüßt sein würde. 

			Am 23. April 1958 erhielt ich das Ablehnungsschreiben: »Die Strafe ist, nachdem sie durch eine Gnadenentscheidung durch unseren Herrn Präsidenten auf acht Jahre Zuchthaus ermäßigt wurde, richtig. Es erscheint im Interesse des Schutzes unserer Staatsmacht für angebracht, vor Ablauf einer weiteren Zweijahresfrist keinen Antrag auf bedingte Strafaussetzung zu stellen.«

			Am 17. März 1961 reichte ich ein neues Gesuch ein. Die Antwort vom 28. März 1961 lautete: »Der Verurteilte Hütter bietet nicht die Gewähr, dass in Zukunft mit einer gewissenhaften Erfüllung seiner Pflichten als Bürger der Deutschen Demokratischen Republik gerechnet werden kann. Auch die Umstände des von Hütter begangenen Verbrechens rechtfertigen eine bedingte Strafaussetzung nicht. Sie werden daher abschlägig beschieden.« 

			Nach einer erneuten mündlichen Anfrage bei der Generalstaatsanwaltschaft vermerkte ich am 31. Oktober 1961: »Es ist angesichts der gegenwärtigen Lage nichts zu machen.«

			Ernst Hütter meldete sich bei mir noch einmal nach seiner Entlassung am 23. Juli 1962. Er hatte Schwierigkeiten mit seiner Arbeitsstelle in einem volkseigenen Großhandelsbetrieb, in dem er 365 Mark monatlich verdiente. Ich wandte mich ein letztes Mal für ihn an die Generalstaatsanwaltschaft. Mein Vermerk über die Erklärung des Staatsanwalts vom 24. Juli 1962 hielt fest: »Er sorgt dafür, dass Mandant die Stellung behält.« Wie es Ernst Hütter weiter ergangen ist, habe ich nie erfahren. Ich habe nichts mehr von ihm gehört. Sein Fall hat mich sieben Jahre begleitet. Was er wirklich getan oder unterlassen hat, blieb mir unbekannt.

		

	
		
			Die Muttermörderin (1955-1960)

			Das Strafverfahren gegen Ernst Hütter war erst wenige Monate rechtskräftig abgeschlossen, als ich einer 23-jährigen Säuglingsschwesternschülerin zum Pflichtverteidiger bestellt wurde. Die Anklage vom 15. Juli 1955 warf der jungen Frau vor, ihre Mutter am 6. Oktober 1951 vorsätzlich getötet zu haben, »ohne Mörder zu sein«. Zum Zeitpunkt der Tat war sie 18 Jahre alt. Mit ihr war ihr 49-jähriger Stiefvater angeklagt. Ihm wurde vorgeworfen, unzüchtige Handlungen, »zum Teil gemeinsam« mit der Mutter meiner Mandantin, an dem Mädchen vorgenommen und diese Handlungen nach dem Tode der Mutter allein fortgesetzt zu haben. 

			Zum Pflichtverteidiger des Stiefvaters war der mit mir inzwischen befreundete Rechtsanwalt Strodt bestellt worden.

			Als ich die Angeklagte das erste Mal im Untersuchungsgefängnis in der Barnimstraße besuchte – in dem schon Rosa Luxemburg gesessen und das sich seither wohl nicht wesentlich verändert hatte –, empfing sie mich mit den Worten: »Was wollen Sie bei mir verteidigen? Ich habe das Schlimmste getan, was ein Mensch tun kann: Ich habe meine Mutter getötet.« 

			Der Vorwurf der Anklage entsprach diesem Selbstvorwurf und beruhte ausschließlich auf dem Geständnis der Angeklagten, die ich nachfolgend »Erika« nennen werde. In der Anklageschrift hieß es: Erika »schildert zum Tatablauf, dass sie am Morgen aufgestanden war, um ihre Hausarbeit zu verrichten. Sie hatte von ihrer Mutter die Weisung, Badewasser zu bereiten, da die Mutter gleich baden wollte, um anschließend fortzugehen. Hierbei sei es zwischen Mutter und Tochter zu einem erheblichen Streit gekommen, in dem Moment, da Erika vor dem Badeofen kniete, um mit dem Handbeil Holz zum Feueranmachen zu zerkleinern. Die Mutter habe ihr hierbei das Beil entrissen, sie selbst sei von der Badestube in die Schlafstube geflüchtet, und vor dem im Schlafzimmer stehenden Ofen sei sie von der Mutter, der sie waffenlos gegenüberstand, mit dem Handbeil bedroht worden. Vorher habe sie die Mutter mit den hässlichsten Ausdrücken, wie ›Kommunistenschwein‹ u. a. m. beschimpft. 

			Sie habe die Hände der Mutter, die den Stiel des Handbeils umschlossen, kräftig zurückgedrückt und dadurch mit der stumpfen Kante des Beiles auf den Kopf der Mutter eingeschlagen mit dem Erfolg, dass diese sofort zu Boden fiel. Dann habe sie die am Boden Liegende mit dem Beil auf den Kopf geschlagen, bis die Mutter tot war. 

			Nach der Tat habe der in der Wohnung anwesende Hund sie angesprungen, so dass sie ihn abwehren musste. Eine Decke, die zum Plätten benutzt wurde, habe sie anschließend auf dem Fußboden ausgebreitet und den Leichnam der Mutter in diese Decke gewickelt. Sie war zunächst unschlüssig, wo sie den Leichnam verstecken sollte, ob unter den Betten im Schlafzimmer, oder im halben Zimmer unter der Couch. Sie habe sich dann für das Letztere entschieden, die Kissen von der Couch heruntergenommen, das Couchgestell selbst hochgerichtet und dann die Decke mit dem Leichnam in das halbe Zimmer gezogen. 

			Aus Kleidungsstücken und Schuhen der Toten habe sie mehrere Pakete gemacht, die sie noch vor die Leiche gelegt habe und über alles dann das Couchgestell gesetzt. Danach habe sie versucht, die an den Wänden, und zwar an der Seite, an der der Ofen steht, und an der Querwand zu der Tür, die dort hingespritzten Blutflecke mit Wasser zu entfernen, was ihr ihrer Meinung nach auch gelungen war. Sie konnte nicht vermeiden, dass einzelne Teile der Tapete durchgescheuert wurden.«

			»Erika« sah nicht aus, wie man sich einen Mörder vorstellt. Mörderinnen stellt man sich im Gegensatz zu Mördern wohl ohnehin kaum vor. Sie machte einen sympathischen, sauberen, fast naiven Eindruck. Sie war hübsch, aber ohne besonderen Reiz, eher hausbacken als verrucht. Das war eine Chance der Verteidigung. Vieles schien möglich, auch ein Freispruch.

			Der Fall hatte alles, was die Öffentlichkeit auch schon 1955 interessierte, und das im Superlativ: nicht nur Mord, nein, Mord an der Mutter; nicht nur Sex, sondern Sex einer Minderjährigen mit dem Stiefvater; nicht nur eine Leiche versteckt, sondern mit dieser Leiche drei Jahre in einer Wohnung gelebt oder, wie es im Urteil des Stadtgerichts fast im Stil einer Boulevardzeitung formuliert wurde: ein Liebesverhältnis »unter einem Dach mit der Leiche«. 

			Und um das Maß voll zu machen: Der Sexualtäter war nicht nur Stiefvater, sondern auch Parteisekretär, und die Ermordete nicht eine gewöhnliche Mutter, sondern eine Prostituierte. Die Summe aller dieser die Fantasie beflügelnden Details wirkte zwangsläufig als Handicap der Verteidigung. Die Angeklagten waren vorverurteilt. Nur kaufte damals die Presse nicht die Geschichte und finanzierte folglich auch nicht die Verteidigung, wie es heute üblich ist. Es blieb also bei den fünfzig Mark für jeden Hauptverhandlungstag. Neun Tage dauerte die Verhandlung vor dem Stadtgericht – außergewöhnlich lange für damalige Verhältnisse.

			Die Atmosphäre im vollbesetzten Gerichtssaal war spürbar feindselig. Gerichtssäle hatten damals, ähnlich wie die Theater, ein festes Publikum. Es gab kein Fernsehen, die Vollbeschäftigung hatte noch nicht Rentner und Frauen im Griff. Die Zuhörer gingen in den Gerichtssaal wie ins Kino. Man war auch fachkundig, wusste, wie die Sache ausgehen würde und was von den handelnden Personen zu halten war. Die Besucherzahl im Gerichtssaal folgte den gleichen Gesetzen wie später die Einschaltquote im Fernsehen, nur hatte sie nicht dieselbe Dimension und Wirkung. Soll man das nachträglich bedauern? Im Nachhinein sieht auch das anders aus.

			Der Krimi, der vor diesen Zuhörern ablief, war spannend. Die Schurkin gewann menschliche Züge, und selbst der Parteisekretär war noch sympathischer als das Opfer. Gleich zu Beginn der Hauptverhandlung kippte die Stimmung, als die Angeklagten, wie im DDR-Strafprozess üblich, ausführlich zu ihrem Lebenslauf vernommen wurden. Da war zu hören, dass »Erika« in jenem Jahr, in dem ihre Mutter den Mitangeklagten kennenlernte, an Pflegeeltern in einem Berliner Vorort abgegeben wurde. Bei diesen lebte sie, die sie für ihre leiblichen Eltern hielt, bis zu ihrem vierten Lebensjahr. 1937 heiratete der Mitangeklagte die Mutter, »Erika« wurde von den Pflegeeltern abgeholt. Damit begann das Dilemma. Das Kind verlor die Geborgenheit am Rande Berlins und kam nun ins Zentrum der Reichshauptstadt und in ziemlich chaotische Verhältnisse. »Erika« berichtete als bleibende Kindheitserinnerung, wie ihre Mutter den Puppenwagen, den sie von den Pflegeeltern mitgebracht hatte, ihr wegnahm und verkaufte. 

			Das beeindruckte nicht nur die Zuhörer, sondern auch das Gericht. Der Vorfall fand Erwähnung selbst in den Urteilsgründen. Als dann noch zur Sprache kam, wie das Kind von der Mutter zu lesbischen Aktivitäten mit Partnerinnen der Mutter bzw. der Eltern hinzugezogen wurde, und Zeugen »Erikas« Mutter als hysterisch und dominant schilderten, schlug die Stimmung im Gerichtssaal vollends um.

			Der Streit zwischen Mutter und Tochter, der die Tat ausgelöst hatte, ging jetzt nicht mehr, wie zuvor selbstverständlich, auf das Konto der Tochter. Er erschien als Konsequenz eines verfehlten Lebens der Mutter. Aus dem Dienstmädchen, als das die Mutter ihre Tochter laut Zeugenaussagen behandelt hatte, aus dem abhängigen Sexualobjekt war in den Augen der Mutter und wohl auch in der Realität eine Rivalin geworden. Diese sollte am Morgen der Tat gedemütigt und in die Schranken gewiesen werden. Die Mutter schalt Erika, die für sie den Badeofen heizen sollte, als faul und zu langsam. Sie stampfte in einem Wutanfall mit dem Fuß auf und trat dabei ihrer Tochter, die auf dem Fußboden vor ihr kniete, um das Holz zu spalten, auf die Hand. 

			Was dann folgte, war unklar. Die Hauptverhandlung drehte sich im Kreis. Hatte Erika in Notwehr gehandelt, hatte sie die Tat allein begangen, oder hatte nicht sie, sondern der Stiefvater die Mutter getötet? Jede dieser Versionen schien möglich. Die Beweislage war schwierig. Spuren bezeugten den Tatort und die ungefähre Tatzeit, Zeugen belegten auch, wann sie die Getötete das letzte Mal gesehen hatten. Doch die eigentliche Tat konnte nur von »Erika« geschildert werden. 

			»Erika« behauptete, dass sie ihre Mutter getötet hatte, gab jedoch wechselnde Darstellungen von Hergang und Motiv der Tat. Mal erklärte sie: »Ich habe sie getötet, um ihren Schmuck zu bekommen.« Ein andermal hieß es: »Ich habe sie mit der Axt erschlagen, die sie noch in ihren Händen hielt, als sie mich erschlagen wollte.« 

			Der Stiefvater wollte von alledem nichts bemerkt haben. Er wähnte, dass seine Frau ihn verlassen habe, wie es schon einmal Wochen vor der Tat geschehen sei. Eine Leiche oder Leichengeruch wolle er nicht wahrgenommen haben. Man glaubte ihm nicht. Man konnte ihm aber auch nichts beweisen. Er saß nur wegen sexuellen Mißbrauchs seiner Stieftochter auf der Anklagebank. Wenn auch nur der Schatten eines Verdachts auf ihn fiel, wurden »Erikas« Selbstbezichtigungen massiver, dann tischte sie die Raubmordversion auf. 

			Der Vorsitzende war verzweifelt. Er gehörte zu der kleinen Zahl akademisch gebildeter Richter, die 1955 in Ostberlin noch tätig waren. Man sagte, seine Weste hätte einen kleinen braunen Fleck. Eigentlich war er kein Strafrechtler, er saß sonst einer Zivilkammer vor. Später wurde er Kommandeur der Kampfgruppen der Berliner Justiz. Er besaß Kriegserfahrung und hatte aus der Geschichte gelernt. Jedenfalls sahen wir es so, damals. 

			Die zunehmende Dauer der Hauptverhandlung brachte den Vorsitzenden und »Erika« einander näher. Beschwörend rief der Richter in seiner Hilflosigkeit ein ums andere Mal aus: »Sagen Sie doch die Wahrheit!« 

			Er redete »Erika« mit Namen an, was ungewöhnlich war. Angeklagte waren damals namenlos, sie hießen »Angeklagte« oder »Angeklagter«. Eine Anrede mit dem Vornamen war beispiellos. Das war hier sicher auch der Tatsache geschuldet, dass beide Angeklagte den gleichen Nachnamen führten. Doch das war es nicht allein, wie mir schien. Richter sind eben auch nur Menschen.

			Gegen die Hypothese, die Getötete sei von ihrem Ehemann ermordet worden, sprach etwa der Umstand, dass beide Angeklagte freiwillig zur Polizei gegangen waren, um die Tat anzuzeigen. Im Urteil des Stadtgerichts wurde der Vorgang knapp geschildert: »Am 28. Oktober 1954 begaben sich die Angeklagten […] zum Staatsanwalt ihres Bezirks und gaben an, dass die Angeklagte […] an einem Sonnabend im Oktober 1951 ihre Mutter […] nach einem vorausgegangenen Streit mit der Axt erschlagen, die Leiche in eine Decke gehüllt und im kleinen Zimmer der gemeinsamen Wohnung unter der Couch versteckt habe.«

			Im Berufungsurteil des Kammergerichts wird das etwas plastischer und mit zeitgenössischem Kolorit geschildert. Nach der Darstellung seelischer Depressionen der Angeklagten, die zu zwei Selbstmordversuchen geführt hatten, heißt es dort: »Sie überwand jedoch die Zeit der seelischen Depressionszustände, bis sie im Oktober 1954 – ausgelöst durch ein Schreiben der Wohnungverwaltung – die Gefahr einer Entdeckung der Tat erneut auftauchen sah. Das Wohnungsamt hatte den Mitangeklagten […] aufgefordert, in einer Wohnungsangelegenheit dort zu erscheinen, weil die Angeklagte […] infolge ihrer Tätigkeit beim Krankenhaus Friedrichshain, die sie inzwischen aufgenommen hatte, internatsmäßig untergebracht war. 

			Nachdem der Angeklagte […] vergeblich versucht hatte, die Wohnungsangelegenheit anderweit zu regeln, teilte der Angeklagte dies am 27. Oktober 1954 der Angeklagten […] mit und brachte zum Ausdruck, dass er nunmehr beim Wohnungsamt persönlich vorsprechen müsse. Diese am Nachmittag des 27. Oktober1954 anlässlich eines Einkaufs in der Stalinallee der Angeklagten […] gemachte Mitteilung brachte sie in eine starke Erregung. Sie machte dem Angeklagten […] Andeutungen dahin, dass sie etwas getan habe, was nicht wiedergutzumachen sei. Dadurch sah sich der Angeklagte […] veranlasst, nach seiner Rückkehr sich in der Wohnung umzusehen und fand die Leiche seiner Frau. 

			Am nächsten Morgen suchte er die Mitangeklagte […] im Krankenhaus Friedrichshain auf, veranlasste ihre Beurlaubung und erklärte ihr, dass er um ihre Tat wisse. Er machte ihr klar, dass sie ihre Tat anzeigen müsse, und beide begaben sich in den Nachmittagsstunden des 28. Oktober 1954 zum Bezirksstaatsanwalt, wo sie Anzeige erstatteten.«

			Es war also die Wohnungsbewirtschaftung, die die Tat ans Licht brachte. Eine andere Bürokratie hätte das allerdings buchstäblich noch im letzten Augenblick fast verhindert. Diese erwähnte das Kammergericht nicht. Der Stiefvater ging – wie im Urteil geschildert – mit der geliebten Stieftochter zum Stadtbezirksstaatsanwalt. Bevor sie jedoch zu diesem vorgelassen wurden, verlangte die Pförtnerin den Ausweis, und den hatte Erika in der Aufregung vergessen. Ohne Ausweis kein Zutritt, ohne Zutritt keine Aussage vorm Staatsanwalt, und ohne Staatsanwalt keine Verbrechensanzeige. Es war für beide also erkennbar schwierig, diese Hürde zu überwinden. Aber schließlich gelang es ihnen doch, Zutritt zu bekommen, und beide wurden festgenommen. 

			Tragisches und Komisches lagen für mich in diesem Verfahren dicht beieinander. Der das Geständnis erflehende Richter und die geständige, allzu geständige Angeklagte, der über die Würmer im Leichnam akribisch referierende Sachverständige und manch anderes provozierten Neben- und Hintergedanken und veranlassten mich, bisweilen in mich hineinzulächeln. Schließlich war ich damals eben erst 33 und hatte bis dahin nicht viel zu lachen gehabt. 

			Mein Kollege Strodt behauptete später, immer, wenn es meiner Mandantin schlecht gegangen wäre, hätte ich gelacht. Das war natürlich Verleumdung, aber in ihr steckte ein Körnchen Wahrheit. Es amüsierte mich etwa, wie die geständige Angeklagte durch ein zweites Geständnis im Ergebnis so viel erreichte, als hätte sie die Tat bestritten, und dabei doch nicht den Geständnisbonus verlor. Das war nicht nur beachtlich, das war in meinen Augen auch komisch.

			Der Staatsanwalt beantragte in seinem Schlussvortrag eine zwölfjährige Zuchthausstrafe, während ich auf Freispruch plädierte. Beides war insoweit nicht überraschend. Ungewöhnlich war nur das Schlusswort meiner Mandantin. Sie bat das Gericht, meinen Ausführungen nicht zu folgen, sondern sie zu verurteilen. Ich hatte mich an diesem Tag durch einen Kollegen aus meiner Zweigstelle vertreten lassen, der mir das völlig verdattert berichtete. Das Urteil des Stadtgerichts erging am 2. November 1955, also fast genau ein Jahr nach der Festnahme von »Erika«. 

			Trotz allen scheinbaren oder wirklichen Verständnisses für die Angeklagte, das man fast für Sympathie halten konnte, der Richter siegte über den vielleicht allzu menschlichen Mann in ihm. Das Urteil war hart: zwölf Jahre Zuchthaus für »Erika« und sechs Jahre Zuchthaus für ihren Stiefvater. Die Untersuchungshaft wurde beiden angerechnet. Mildernde Umstände »im Sinne des § 213 StGB« sah das Gericht nicht. 

			Es erkannte jedoch auf verminderte Zurechnungsfähigkeit nach § 51 Abs. 2 StGB. »Die Besonderheit der Angeklagten schien dem Senat in den dominanten Zügen ihrer psychischen Struktur zu liegen, in den Hauptzügen des Hasses gegen die Mutter, des Ekels und der Angst vor ihr. Die Besonderheit liegt darin, dass das hieraus sich ergebende Widerstreben und Opponieren auch am Tattage zum Ausdruck kam.« 

			Andererseits ging der Senat davon aus, »dass die Angeklagte ein scheußliches, in hohem Maß verabscheuungswürdiges Verbrechen begangen, dass sie ihre Mutter – zwar in einer Aufwallung – jedoch bewusst und vorsätzlich erschlagen hat«.

			Obgleich also das Urteil nicht nur dem Antrag des Staatsanwalts, sondern auch dem persönlichen Antrag meiner Mandantin – wenigstens hinsichtlich ihrer Verurteilung an sich – entsprach, legte ich dagegen Berufung ein. Meine Mandantin war einverstanden. Unbeliebt hatte ich mich mit meinem Antrag also bei ihr nicht gemacht.

			Das Kammergericht wies meine Berufung mit Urteil vom 9. Januar 1956 zurück. Auf die Berufung meines Kollegen Strodt aber wurde die Strafe des Stiefvaters von sechs Jahren auf fünf Jahre Zuchthaus ermäßigt. 

			»Erika« war mit dem Resultat nicht unzufrieden.

			Im Gegensatz zu den meisten anderen Mandanten, die ich hatte, entschwand »Erika« nicht meinem Gesichtskreis. Immer wieder tauchte sie nach ihrer Entlassung mit einem Anliegen bei mir auf. Zunächst kam jedoch der Stiefvater. Er war aus der Haft entlassen worden, nachdem seine Strafe zur Bewährung ausgesetzt worden war. Er bat mich, ein Gnadengesuch für seine Stieftochter einzureichen. Das Gesuch richtete ich am 21. November 1958 an den für Gnadenerweise zuständigen Oberbürgermeister Friedrich Ebert. Dem Sohn des gleichnamigen Reichspräsidenten sagte man nach, er halte nichts von der Justiz und sehe sich selbst die Gnadengesuche an. Von diesen Gerücht ausgehend, hielt ich es für zweckmäßig, entgegen dem Brauch das Urteil zu schelten. Ich trug auch vor, dass es möglich sei, »dass überhaupt nicht die Angeklagte, sondern ein anderer die Tat begangen habe«. 

			Das Argument war nicht risikolos, aber mein neuer Honorarschuldner, der Stiefvater, nahm mir das nicht übel. Diesmal hatte ich Erfolg. OB Ebert setzte im Gnadenweg die Strafe auf acht Jahre herab, was eine Strafaussetzung nach Verbüßung der Hälfte ermöglichte. 

			»Erika« wurde durch Beschluss des Stadtgerichts vom 22. Juni 1960 nach Verbüßung von fünf Jahren und knapp neun Monaten am 1. Juli 1960 entlassen.

			Einige Zeit nach ihrer Entlassung kam »Erika« mit ihrem Stiefvater zu mir. Beide wollten wissen, ob es rechtlich möglich sei, dass sie heirateten. Als ich das bejahte, beauftragten sie mich mit der Beschaffung der notwendigen Personenstandsurkunden. »Erika« erzählte dabei, dass sie im Strafvollzug einen neuen Beruf erlernt hätte und diesen nun in einem Berliner Industriebetrieb erfolgreich und gern ausübe. Bei dieser wie auch bei späteren Gelegenheiten wollte sie wissen, wie meiner Meinung nach damals alles gewesen sei. 

			Meine Erklärung, ich wisse es auch nicht, nahm sie ungläubig zur Kenntnis, ohne mir die Wahrheit zu sagen. 

			Das letzte Mal kam sie Ende der 80er Jahre zu mir, nachdem ihr Mann gestorben war. Sie fragte erst, ob ich mich noch an sie erinnern könne und erklärte dann, es sei der Wunsch ihres Mannes gewesen, dass sie sich noch einmal in seinem Namen bei mir bedanke. 1997 kündigte sie mir schriftlich einen weiteren Besuch an. Sie wollte Verfügungen über ihren Nachlass treffen. Es kam wegen eines Unfalls nicht dazu. 

			Ich hatte in mehr als vier Jahrzehnten Anwaltstätigkeit kein anderes Erlebnis dieser Art.

		

	
		
			Der Janka-Prozess (1957)

			In einem Schreiben vom 7. März 1957 bat mich die Rechtsanwältin und Notarin Ingeburg Gentz, mit ihr zusammen Walter Janka zu verteidigen. Walter Janka war Leiter des Aufbau-Verlages, des führenden Verlages für schöngeistige Literatur in der DDR. Er war am 5. Dezember 1956 im Zusammenhang mit der »Harich-Gruppe« verhaftet woden. 

			Mir war aus dem Harich-Prozess, in welchem ich Bernhard Steinberger und Manfred Hertwig vertrat, bewusst, das dieses Verfahren die Interessen führender Genossen der DDR, insbesondere Walter Ulbrichts, berühren werde. Natürlich wusste ich damals nicht, was ich heute weiß. Die Memoiren der Angeklagten waren noch nicht geschrieben, die Archive nicht geöffnet. Die Beteiligten blieben einsilbig. Dennoch wusste ich, worum es ging: Es ging um die Macht, es ging um die Position Ulbrichts. Das war – aus DDR-Sicht – hohe Politik. 

			Mir war – wieder einmal – mulmig zumute, aber die Aufgabe reizte mich. Ein italienischer Filmmakler, der in Bezug auf die DDR immer das Sprichwort »Der Fisch fängt vom Kopf an zu stinken« im Munde führte, hatte mir einmal gesagt, dass ich ein guter Anwalt für jenen wäre, der eine gerechte Sache führe. So ähnlich sah ich das auch. Nur: Die Vorstellungen darüber, welche Sache gerecht ist, gegen oft auseinander. Wie später Honeckers Sache, erschien mir damals auch Jankas Sache als gerecht. Andere sahen das jeweils anders.

			Inge Gentz war mir im ersten Jahr meiner Anwaltstätigkeit näher bekannt geworden, nachdem ihr Ruf schon bis zu mir gedrungen war. Damals vertrat ich sie während des Urlaubs etwa vier Wochen in ihrer Praxis. Das verschaffte mir einen Einblick in ihre Arbeitsweise. Ihr Stil der Berufsausübung blieb mir ständig unerreichtes Vorbild. Für mich war sie der Prototyp einer im besten Sinne des Wortes »vornehmen Anwaltspersönlichkeit«. 

			Inge Gentz nahm eine Sonderstellung unter den Ostberliner Rechtsanwälten und Notaren ein. Je rigoroser die Spaltung Berlins und seiner Justiz wurde, desto mehr gewann sie an Bedeutung. 

			Schon vor 1933 hatte sie die Anwaltszulassung erhalten, ihr wesentlich älterer Mann machte sich damals im Strafvollzug der Weimarer Republik durch neue liberale Methoden einen Namen. Sie genoss als Mitglied der Anwaltskammer in Westberlin und als Kommunistin in Ostberlin sicher ein seiner Art nach unterschiedliches, aber gleichwohl ungewöhnliches Ansehen. Ihre Zulassung als Notarin in Westberlin bildete nach dem Bau der Mauer die einzige Möglichkeit, Notariatsakte aus der DDR in der Bundesrepublik und ohne Umweg über eine umständliche Legalisierung auf diplomatischem Weg sofort rechtswirksam werden zu lassen. Sie war im Zivilrecht das, was Friedrich Karl Kaul im Strafrecht war – die Rechtsanwältin der DDR. 

			Mehrfach vertrat sie auch Kaul in Ehrengerichtsverfahren, wobei es nicht selten zu Meinungverschiedenheiten zwischen den beiden kam. Während Kaul keinen Streit vermied, suchte Inge Gentz den sachlichen, stillen und unspektakulären Ausgleich. 

			Sie vertrat führende Funktionäre in ihren Scheidungs- und anderen persönlichen Angelegenheiten, beurkundete Testamente und beriet eben auch den Aufbau-Verlag in allen Rechtsfragen. 

			Nach der Festnahme Walter Jankas am 5. Dezember 1956 hatte sich Inge Gentz bereits am 13. Dezember als seine Verteidigerin beim Generalstaatsanwalt der DDR gemeldet. Damals waren Berliner Rechtsanwälte, die nicht dem Rechtsanwaltskollegium angehörten, nicht beim Obersten Gericht zugelassen, wie das ursprünglich auch für die Ostberliner Kollegiumsanwälte gegolten hatte. 

			Inge Gentz wollte, wie sie mir am 7. März 1957 schrieb, keinen »Sonderantrag zur Zulassung zum Auftreten vor dem Obersten Gericht stellen«. Da eine Änderung der gesetzlichen Bestimmungen in so kurzer Zeit nicht erwartet werden konnte, war mir klar, dass ich die Verteidigung würde allein führen müssen. Ihr war das wohl auch bewusst und vielleicht nicht unangenehm.

			Am 12. März 1957 beauftragte mich Frau Anneliese Wolf mit der Verteidigung ihres Ehemannes Richard. Er war im Harich-Prozess nach seiner Zeugenaussage im Gerichtssaal festgenommen worden und gehörte nach Vorstellung des Generalstaatsanwalts auch zur Harich-Janka-Gruppe. Später wurde ich noch gebeten, die Verteidigung von Gustav Just, einem weiteren Mitglied der »Gruppe«, zu übernehmen. 

			Die Zahl der Angeklagten, die ein Rechtsanwalt in einem Verfahren verteidigen konnte, war nicht begrenzt; ich übernahm die Verteidigung von Richard Wolf, musste aber wegen Interessenkollision die Übernahme der Verteidigung von Just ablehnen. Deswegen bat ich den mir als Vorsitzenden des Kollegiums Erfurt gut bekannten Kollegen Dr. Gerhard Pein aus Arnstadt, das Mandat zu übernehmen. Dieser Bitte entsprach er zunächst, teilte mir jedoch kurz vor der Hauptverhandlung am 16. Juli mit, dass er wegen einer anderen Strafsache den noch im gleichen Monat erwarteten Termin vor dem Obersten Gericht nicht wahrnehmen könne und die Verteidigung von Just daher niederlegen müsse. Ich bedauerte das sehr und verstand es nie recht. Als Mitverteidiger wäre mir Dr. Pein sehr lieb gewesen, denn ich schätzte ihn als einen Kollegen, der mir an Erfahrung überlegen war und der durch seine Rhetorik wie auch seine Bildung bestach. Schließlich wurde Just dann von Frau Dr. Schindowski verteidigt, die mir als Mitglied des Berliner Kollegiums ebenfalls gut bekannt war.

			Eine Verteidigung im Ermittlungsverfahren gab es damals nur auf dem Papier der Strafprozessordnung. Praktisch musste der Rechtsanwalt warten, bis die Ermittlungen abgeschlossen waren. Dies galt jedenfalls für alle Sachen, in denen sich die Beschuldigten in Haft befanden, was wiederum ebenfalls in fast allen Verfahren von nur einiger Bedeutung der Fall war. Ich sah deshalb meine erste Aufgabe meist darin, den Angehörigen deutlich zu machen, dass von mir zunächst nichts an Verteidigeraktivitäten zu erwarten sei. 

			Nachdem ich Walter Janka am 9. März 1957 das Formular einer Strafprozessvollmacht übersandt und ihm dabei mitgeteilt hatte, dass seine Ehefrau mich beauftragt habe, ihn, zusammen mit Frau Rechtsanwältin Gentz, zu verteidigen, konnte ich also weiter kaum etwas in der Sache tun. 

			Eins war allerdings anders als sonst: Ich wusste aus dem Harich-Prozess, worum es ging. Am gleichen Tag, an dem mir die Verteidigung von Janka angetragen wurde, fand bereits der erste Tag der Hauptverhandlung in diesem Verfahren statt. Meine Mandanten Steinberger und Hertwig sollten mit Janka, Harich und anderen der selben staatsfeindlichen Gruppe angehört haben. 

			Das Verfahren gegen Harich und andere nahm den üblichen Verlauf von erstinstanzlichen politischen Strafverfahren im Allgemeinen und solchen vor dem Obersten Gericht im besonderen. Harich schrieb später in seinen Erinnerungen (»Keine Schwierigkeiten mit der Wahrheit«): »Ich ließ den Prozess widerstandslos über mich ergehen.« Dies entsprach dem Brauch. 

			Auch Steinberger und Hertwig waren geständig. 

			Das Urteil im Prozess gegen Harich und andere wurde am 9. März 1957 verkündet. Der Strafsenat ging davon aus, dass Harich vom 1. November bis zum 29. November 1956 aus Furcht, die Ereignisse in Ungarn könnten zu einem Aufstand in der DDR führen, mehrfach den stellvertretenden Landesvorsitzenden der Berliner SPD, Josef Braun, aufgesucht habe, um die SPD zu veranlassen, in Rundfunkaufrufen die Bevölkerung der DDR zur Ruhe zu mahnen und Harichs Programm über den Rundfunk zu verbreiten. Harich habe sich auch mit Vertretern des Ostbüros der SPD und in Hamburg mit dem Herausgeber des Spiegel, Rudolf Augstein, sowie mit einem anderen Redakteur getroffen. Die Mitangeklagten hätten ihn bei dieser Tätigkeit unterstützt. 

			Das Gericht fasste am Ende der Urteilsbegründung Sachverhalt und rechtliche Würdigung zusammen: »Mit diesem verräterischen Verhalten haben die Angeklagten die Grundlagen unseres Staates angegriffen und den Bestand des Staates gefährdet. Nicht deshalb, weil sie mit einigen Maßnahmen der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik nicht einverstanden waren oder weil sie als Mitglieder der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands andere Auffassungen hatten, als sie in den Beschlüssen dieser Partei geäußert wurden, haben die Angeklagten sich des Staatsverrats schuldig gemacht, sondern weil sie sich zu einer Gruppe zusammenschlossen, deren Ziel es war, die durch Verfassung und Gesetz geschützten gesellschaftlichen Verhältnisse in der Deutschen Demokratischen Republik durch Drohung oder Gewalt zu verändern, preiszugeben und den Sturz der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik zu erzwingen. Da die Handlungen darauf gerichtet waren, den Staat der Arbeiter und Bauern zu schwächen oder zu beseitigen, sind sie rechtlich als Boykotthetze gemäß Art. 6 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik zu beurteilen.« 

			Harich wurde zu einer Zuchthausstrafe von zehn Jahren verurteilt, die Mitangeklagten Steinberger und Hertwig erhielten vier bzw. zwei Jahre Zuchthaus.

			Janka ließ – anders als Harich – den Prozess »nicht widerstandlos über sich ergehen«. Er kämpfte verbissen und kompromisslos. Inge Gentz hatte mich wohl irgendwie auf die für die damalige Zeit ungewöhnliche Haltung unseres Mandanten vorbereitet. Jedenfalls schickte ich ihr am 11. April einen Auszug aus meinen handschriftlichen Notizen vom Harich-Prozess, soweit sie für den Prozess gegen Janka von Bedeutung sein konnten. Darunter war eine Reihe insbesondere Janka belastender Aussagen von Harich, aber auch von Merker. 

			So hatte Harich nach meinen Notizen ausgesagt: »Janka war neben mir der führende Mann in der Gruppe.« 

			Andererseits erklärte Harich aber auch, Just, Zöger und Janka hätten zu seinen Plänen gesagt: »Hören Sie mit Ihren Spinnereien auf.« 

			Die Verteidigung Harichs operierte ebenfalls mit dem Argument der »Spinnerei«. Rechtsanwalt Rehm, der Verteidiger Harichs, zitierte laut meinen Notizen ein Selbstbekenntnis Harichs mit den Worten: »Meine Geschichtenerzählungen aus Phantasie lagen oft an der Grenze des pathologischen Lügens.« 

			Rehm war nach meiner Erinnerung der Pflichtverteidiger Harichs. Er war geschäftsführendes Mitglied des Vorstandes des Kollegiums Dresden und ging später in den Westen. 

			Den maschinenschriftlichen Auszug aus meinen handschriftlichen Notizen übersandte ich Inge Gentz mit dem Bemerken: »In einzelnen Fällen, insbesondere bei Namen, die keine große Rolle spielten, kann ich mich für die Richtigkeit nicht verbürgen, da ich meine Handschrift selber nur schwer entziffern kann.« 

			Wenn ich heute das Gekrakel lese, geht es mir nicht besser. Irrtümer bleiben daher – heute wie damals – vorbehalten.

			Bei einer routinemäßigen telefonischen Nachfrage nach dem Sachstand am 10. Mai 1957 teilte mir Staatsanwalt Jahnke vom Generalstaatsanwalt der DDR mit, dass die Ermittlungsfrist bis zum 15. Mai verlängert worden sei und stellte mir eine Sprecherlaubnis für den 17. Mai in Aussicht, »falls nicht noch etwas dazwischen komme«. 

			Tatsächlich konnte ich Janka und Wolf am 17. Mai das erste Mal sprechen, und zwar ohne Aufsicht. Das war nicht die Norm. Im Allgemeinen erhielt der Verteidiger in den 50er Jahren Sprecherlaubnis ohne Aufsicht erst nach Anklageerhebung.

			Die Aufzeichnungen, die ich bei dem Gespräch mit Walter Janka machte, enthalten auf sieben Seiten vorwiegend die Darstellung Jankas zu den gegen ihn erhobenen Beschuldigungen. Dabei sprach er von »temperamentvollen Diskussionen« nach dem XX. Parteitag der KPdSU, stellte aber gleichzeitig klar, dass es »bis zum letzten Tag« keine »organisierte Diskussion« gegeben habe. Er habe dabei die Auffassung vertreten, dass das Verhältnis zur Arbeiterklasse so gestaltet werden müsse, »dass die Arbeiter selbst ihre Errungenschaften verteidigen«. Das jugoslawische Beispiel der Arbeiterräte müsse auch in der DDR überlegt werden. Der Intelligenz käme eine Rolle nur im Bündnis mit der Arbeiterklasse zu. In diesem Zusammenhang gab Janka seine Auffassung wieder, dass der Prozess der Demokratisierung zu konkreten Ergebnissen geführt werden sollte. »Erörtert wurden zwischen uns auch die Reaktionen der Mitarbeiter des Aufbau-Verlages auf die Ereignisse in Polen und Ungarn. Dabei spielte das Schicksal von Georg Lukács und die Frage, wie man ihm helfen könne, eine besondere Rolle.«

			Walter Janka (1914-1994) gab in seinen 1991 erschienenen Memoiren »Spuren eines Lebens« unser Gespräch so wiedert: »Nachdem ich mich gesetzt hatte, berichtete Wolff: ›Ihrer Frau und den Kindern geht es gut. Sie sollen sich um Sie keine Sorgen machen. Es gäbe keinen Anlass dazu.‹ Dabei gewann ich den Eindruck, dass er genau das sagte, was ihm von meiner Frau aufgetragen worden war. 

			Fünf Jahre später bekam ich die Bestätigung für die Richtigkeit meiner Vermutung. Meine Frau war nämlich zu dieser Zeit schon krank. Aber damit wollte sie mich nicht belasten. Deshalb hatte sie dem Anwalt nichts über ihr Befinden gesagt. Nach einer Pause fügte der Anwalt hinzu: ›Auch Frau Gentz lässt grüßen. Sie kann die Verteidigung leider nicht übernehmen. Beim Obersten Gericht ist sie nicht zugelassen. Aber trotzdem arbeiten wir zusammen. Das ist eine große Hilfe für mich. Viele Dinge übersieht sie besser, als ich es kann.‹

			Durch die Haft misstrauisch geworden gegen jedermann, beschränkte ich mich aufs Zuhören. Außerdem war ich überzeugt, dass im Nebenzimmer mitgehört wurde. Ich vermutete sogar, dass sie den Anwalt benutzten, um mich gesprächig zu machen. Denn eine Anklageschrift lag noch nicht vor. Die Regel war, Anwälte erst zuzulassen, wenn die Anklage vorlag. Und das geschah immer erst ein paar Tage vor Prozessbeginn.

			Dann fragte ich doch: ›Haben Sie die Protokolle einsehen können?‹

			›Nein. Aber ich weiß, was Ihnen zur Last gelegt wird.‹

			›Wieso wissen Sie das?‹ 

			Um die Antwort aufzuschieben, schob er mir eine Schachtel Zigaretten über den Tisch und sagte: ›Ihre Frau hat mir die Zigaretten mitgegeben. Rauchen Sie nur, wenn Sie möchten.‹ Dann antwortete er: ›Gegen Harich hat der Prozess schon im März stattgefunden. Ich nahm als Verteidiger eines Mitangeklagten teil. Daher weiß ich, wie schwer Sie in diesem Verfahren belastet wurden. Der Prozess ist vom Verfahren gegen Sie abgetrennt worden, weil Harich in allen Punkten der Anklage geständig war. Ihnen wird vorgeworfen, dass Sie nicht geständig sind. Da ich ahne, was auf Sie zukommt, habe ich den Generalstaatsanwalt gebeten, mir schon jetzt eine Rücksprache mit Ihnen zu erlauben. Das war nicht leicht. Aber ich habe es durchgesetzt.‹« An diesen Gesprächsinhalt kann ich mich nicht erinnern. Sicher ging ich davon aus, dass der Mandant mir gegenüber misstrauisch sein würde. Dazu bestand Anlass. Deswegen werde ich versucht haben, ihm das Misstrauen zu nehmen. Richtig ist auch, dass das Gespräch ungewöhnlich früh genehmigt wurde. Unvorstellbar ist mir allerdings die Bemerkung, ich hätte, obgleich es nicht leicht gewesen wäre, die frühe Sprecherlaubnis »durchgesetzt«. 

			In diesem Verfahrensstadium hatte der Verteidiger keine Rechte, die er hätte »durchsetzen« können. Da hat Janka meine Möglichkeiten und Fähigkeiten überschätzt. Mit der frühen Sprecherlaubnis sollte wohl eher die öffentliche Meinung im Ausland beruhigt, als den Rechten eines Verteidigers entsprochen werden.

			Janka setzt die Schilderung des ersten Gesprächs zwischen uns dann mit einer Frage von mir fort: »›Wie wollen wir denn verfahren? Oder wie gedenken Sie, die Verteidigung aufzubauen?‹ 

			Bevor ich antwortete, dachte ich darüber nach, warum mich der Anwalt nicht aufgefordert hatte, wenigstens ihm die Wahrheit zu sagen. Hätte er es getan, wäre ich sofort misstrauisch geworden. Wahrscheinlich hätte ich ihn als Verteidiger abgelehnt.

			Schließlich antwortete ich: ›Politisch, Herr Anwalt. Von Verteidigung kann keine Rede sein. Ich weiß nicht, was ich verteidigen soll. Ich werde verleumdet, für Dinge verantwortlich gemacht, die ich nicht zu verantworten habe. Aber warten wir die Anklage ab, dann können wir weitersehen.‹

			›Gewiss. Nur in einem Punkt müssen wir uns klar verständigen. Eine politische Verteidigung gibt es vor unseren Gerichten nicht. Wir kennen nur kriminelle Verbrechen. Falls Sie darauf bestehen, die Verteidigung politisch aufzubauen, muss ich sie niederlegen. Und Sie werden keinen Anwalt finden, der sich eine politische Konzeption für die Verteidigung zu Eigen macht. Das ist vor unseren Gerichten einfach unmöglich.‹

			›Aber es geht um einen politischen Prozess‹, unterbrach ich. ›Wie sollten wir argumentieren, wenn nicht politisch?‹

			›Mich müssen Sie nicht überzeugen. Worum es geht, weiß ich sehr wohl.‹ Nach einer kleinen Pause fügte er hinzu: ›Ich kann nur darauf achten, dass die formalen Bestimmungen eingehalten werden. Ob sie mir als richtig erscheinen oder nicht, ist ohne Belang. Und ich darf nur auf die vom Ankläger erhobenen Beschuldigungen antworten. Wenn möglich mit Gegenbeweisen, aber nicht mit politischen Argumenten.‹«

			Auch an diesen Teil des Gesprächs habe ich keine Erinnerung. Manches kommt mir in der Darstellung Jankas fremd vor. Bei näherer Überlegung erkenne ich jedoch, dass sie typische Gedanken und Verhaltensweisen von mir, wenn auch mit mir fremden Worten, wiedergibt. Nach der Wahrheit z. B. habe ich meine Mandanten nur ganz ausnahmsweise befragt. Grundlage der Verteidigung ist immer, was der Angeklagte vor Gericht sagt. Die Wahrheit zu wissen, kann für den Verteidiger zum moralischen Hemmschuh werden. Das lässt man lieber.

			Die Sache mit der politischen Verteidigung werde ich in der Form gesagt haben, dass es in der DDR nach unumstößlichem Dogma keine politischen Prozesse gab. Das werde ich mitgeteilt haben. Politische Prozesse werden überall geleugnet. Der Honecker-Prozess war nach offizieller Version auch kein politischer Prozess. Nur: Niemand hat dem Angeklagten verboten, ihn politisch zu führen. Und statt von formalen Bestimmungen, werde ich von gesetzlichen Bestimmungen gesprochen haben. 

			Wenn Janka mich zum Schluss des Gesprächs auf die Frage, ob das Urteil schon gesprochen sei, sagen lässt: »Darauf darf ich nicht antworten. Nur soviel kann ich sagen: Sie müssen mit einer Verurteilung rechnen«, so ist das sicher eine im Wesentlichen richtige Interpretation dessen, was ich ihm mit anderen Worten sagen wollte. Ich glaube nicht, dass ich damals der Auffassung gewesen bin, das Urteil sei fertig. Ich bin aber sicher davon ausgegangen, dass das Gericht wie üblich dem Antrag des Generalstaatsanwalts wenigstens, was die Verurteilung betrifft, folgen würde. An einen Freispruch habe ich jedenfalls nicht geglaubt. 

			Mir ging es, wie in allen vergleichbaren Fällen darum, keine Illusionen aufkommen zu lassen. Häufig habe ich meine Mandanten nach meinem Plädoyer und vor dem Urteil gewarnt, sich keine zu großen Hoffnungen zu machen.

			Das Gespräch mit Richard Wolf, das ich am gleichen Tag führte, wird weniger schwierig gewesen sein. Wolf hat darüber nichts publiziert, so dass ich auf meine Aufzeichnungen angewiesen bin. Es diente danach zunächst ebenfalls dem gegenseitigen Kennenlernen. 

			Wolf erzählte mir seinen Lebenslauf, über den ich noch keine Informationen erhalten hatte. Er war mit seinen Eltern 1935 als Sechzehnjähriger in die Schweiz emigriert. Vor der Emigration war er in seiner Krefelder Schule als Jude fast täglich in Schlägereien verwickelt worden. Im Internierungslager in der Schweiz hatte er Kommunisten kennengelernt und war so selbst Kommunist geworden. Er hatte 1944 das Angebot eines Verwandten erhalten, die Leitung einer Weberei in Afrika zu übernehmen. Er hatte abgelehnt und war nach Kriegsende in seine Heimat zurückgekehrt. Mit seiner Frau übersiedelte er 1946 nach Halle, wo beide ein Studium aufnahmen. Wolf wurde Leiter der Hochschulgruppe der SED, später Journalist und zwar zuletzt beim Rundfunk. Nach meinen Aufzeichnungen hatten ihn das Schicksal Steinbergers und seiner Frau, die beide von sowjetischen Organen zu Unrecht verurteilt worden, aber trotzdem in der Partei verblieben waren, die Ereignisse des 17. Juni, der XX. Parteitag und die mit Gomulka 1956 in Polen begonnene Wende kritisch gegenüber der Parteiführung der SED gemacht. Er fürchtete einen Aufstand wie in Ungarn, sah aber keine Möglichkeit, die Gefahr abzuwenden, da es keine Kräfte dafür gab.

			Aus meinen Akten kann ich ersehen, dass ich am 29. Mai und danach am 25. Juni wieder eine Sprechgenehmigung für Wolf hatte. Ich muss davon ausgehen, dass er insofern besser behandelt wurde als Janka, für den ich erst am 10. Juli die zweite Sprecherlaubnis erhielt. Auch diese galt nur für einen Tag, sonst wurden die Sprechgenehmigungen zeitlich nicht begrenzt. Janka berichtete, dass es ihm gesundheitlich »normal« gehe, dass er sich in der Zelle am Tage hinlegen dürfe, was eine Vergünstigung darstellte, nachdem es ihm einige Tage vorher schlechter gegangen wäre. In der Sache selbst fragte ich ihn, ob ihm Pläne zur gewaltsamen Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse in der DDR bekannt wären, was er verneinte. Auf entsprechende weitere Fragen erklärte mir Janka, dass er hinsichtlich der Gewährleistung von Rechtssicherheit in der DDR skeptisch wäre, dass er die Beschlüsse der Partei gegen Westemigranten für falsch und schädlich halte, dass man sich von der Verherrlichung von Personen völlig freimachen müsse, dass das Prämiensystem, insbesondere für leitende Angestellte, völlig falsch und schädlich sei, dass er die Planung, soweit sie den Aufbau-Verlag betreffe, für sinnlos halte, die Zweckmäßigkeit der Planung insgesamt aber nicht beurteilen könne, dass die Tätigkeit der Parlamente auf allen Ebenen aktiviert werden müsse und die Parlamentarier um ihre Wahl kämpfen müssten. 

			Janka legte auch seine Haltung zu Tito und zum XX. Parteitag der KPdSU dar. 

			Ebenfalls am 10. Juli sprach ich dann natürlich auch noch mit Wolf. Eine Erklärung für die unterschiedliche Behandlung habe ich nicht, es sei denn die, dass Janka sich durch seine Haltung besonders unbeliebt gemacht hatte.

			Staatsanwalt Jahnke teilte mir am gleichen Tag mit, dass er aufgrund gewisser Umstände die Vermutung hätte, dass die Anklagezustellung schon am 15. Juli erfolgen könne. Das bedeutete nach allen Erfahrungen, dass fünf Tage später die Hauptverhandlung beginnen würde. Mein Urlaub war für die Zeit vom 13. Juli bis 4. August geplant, und Staatsanwalt Jahnke hatte mir noch eine Woche vorher erklärt, er rechne nicht damit, dass die Hauptverhandlung in dieser Zeit stattfinden würde.

			Ich war also gewappnet, als mich am 17. Juli 1957 in Heringsdorf das Blitztelegramm unseres Bürovorstehers erreichte. Ein Telefon hatte unsere Herberge nicht. »Termin Janka Beginn 23. Juli 9.00«. Ich erhielt auch noch einen Eilbrief von Inge Gentz, mit dem sie mir die Kopie eines Briefes von Johannes von Guenther an den Leiter des Aufbau-Verlages, Klaus Gysi, übersandte. Von Guenther schrieb an Gysi: »Frau Katia Mann bittet Sie sehr, zu veranlassen, dass Dr. Wolff, Jankas Anwalt, Frau Thomas Mann und Frau Erika Mann als Entlastungszeugen für Walter Janka benennt.« 

			Auch von Guenther selbst wollte als Entlastungszeuge benannt werden. Er wunderte sich, dass er noch nichts von mir gehört hatte. Ich hatte jedoch bis dahin von seinem Angebot keine Kenntnis. Als ich die Kopie erhielt, hatte ich keine Zeit zu antworten. Tage und Stunden waren gezählt. 

			Noch am 17. Juli fuhr ich mit dem PKW – seit 1955 war ich stolzer Besitzer eines F9, der dem westdeutschen DKW 306 entsprach – über enge und kurvenreiche Landstraßen zurück nach Berlin und sah dort am gleichen Tage erstmals die Akten ein. 

			Akteneinsichten waren seinerzeit eine Qual. Man schrieb, was man für wichtig hielt, mit der Hand ab. Dabei saß man in der Regel in einer Ecke eines Geschäftszimmers des Gerichts, in dem der Betrieb mit Telefonaten, Privat- und Dienstgesprächen der Mitarbeiter sowie mit dem üblichen Besucherverkehr munter weiterging. Beim Obersten Gericht durften wir in einem freien Zimmer allein die Akten einsehen. Wenn, wie hier, mehrere Verteidiger in einer Sache tätig waren, mussten sie sich diese die Akten teilen. Duplikatakten gab es, jedenfalls für Anwälte, damals noch nicht. Auch später wurden sie Anwälten nicht zur Mitnahme ins Büro, sondern auch nur zur Einsicht in der Geschäftsstelle vorgelegt. Die Vorbereitung auf die Hauptverhandlung musste unter diesen Umständen dennoch in fünf Tagen abgeschlossen sein. 

			Am 19. und 22. Juli suchte ich meine beiden Mandanten nochmals auf, um mit ihnen das Notwendigste zu besprechen.

			Aus der Perspektive der Angeklagten haben Janka und Just die Hauptverhandlung beschrieben. Ihre Eindrücke waren lebhafter und nachhaltiger als meine. Just schrieb beispielsweise in seinem 1990 erschienenen Buch »Zeuge in eigener Sache«: »Der Gerichtssaal war bis auf den letzten Platz gefüllt. Ich erkannte die Seghers, die Weigel, Willi Bredel und andere Schriftsteller […] Abseits saß eine dicke Frau mit einer ulkigen Frisur, wie sie die die NS-Reichsfrauenschaftsführerin Scholtz-Klink getragen hatte. Das war die Justizministerin Benjamin.« 

			Janka in »Schwierigkeiten mit der Wahrheit«: »Die Rede Melsheimers gegen Lukács und Janka (brachte) den Zuschauerraum außer Rand und Band. Die abkommandierten Schreier riefen ›Nieder mit den Verrätern! Ins Gefängnis mit den Verbrechern!‹«

			Mir selbst ist nur wenig von der Verhandlung in unmittelbarer Erinnerung. Nichts weiß ich mehr, wer als Zuhörer teilgenommen hat, geschweige denn, welche Miene die Betreffenden machten. Nicht einmal die empörten Reaktionen eines Teils der Zuhörer sind mir mehr in Erinnerung. 

			Natürlich habe ich auch von der Verhandlung noch meine Notizen, doch sie betreffen nur, was ich damals für die Verteidigung für wichtig hielt. In Erinnerung habe ich so, dass für mich Harich der Hauptbelastungszeuge war. Ich befragte ihn für damalige DDR-Verhältnisse außergewöhnlich ausführlich und lange. Das wurde von dem den Vorsitz führenden Vizepräsidenten des Obersten Gerichts, Walter Ziegler, kritisch kommentiert, doch nicht beschränkt. 

			Ziegler leitete Verhandlungen, soweit ich mich erinnern kann, immer sachlich und ruhig. Er unterschied sich darin vorteilhaft von seiner Amtsvorgängerin Hilde Benjamin, die die erstinstanzlichen Verhandlungen des Obersten Gerichts in einer erschreckend aggressiven Form geführt hatte. 

			Walter Ziegler sollte nach dem Janka-Prozess vom Vizepräsidenten des Obersten Gerichts zum Direktor des Bezirksgerichts Frankfurt/Oder degradiert werden. Der Anlass war der Janka-Prozess, die genauen Gründe habe ich jedoch nie erfahren. Mag sein, seine Verhandlungsführung war nicht, wie es damals hieß, parteilich genug. Der Richter sollte auch in der Verhandlungsführung die Politik »der Partei« vertreten und feindlichen Auffassungen keinen Raum gewähren. Später wurde Walter Ziegler dann wieder Vizepräsident des Obersten Gerichts. 

			Harich beantwortete ohne zu stocken und ohne sich zu verheddern alle meine Fragen. Ich musste im Plädoyer gestehen, dass ich ihn nicht widerlegen konnte, fügte aber hinzu, dass ich persönlich ihm nicht glaube. In Erinnerung ist mir ferner, dass ich am Tage der Zeugenvernehmung Harichs in einer Pause den psychiatrischen Sachverständigen Dr. Anton sah, eben jenen Sachverständigen, der in den politischen Strafverfahren vor Berliner Gerichten der bevorzugte Gutachter war. Ich habe damals geschlussfolgert, dass er für den Fall beigezogen worden war, dass von Seiten der Verteidigung Zweifel am Geisteszustand bzw. an der Glaubwürdigkeit Harichs geäußert werden würden. 

			Daran hatte ich nie gedacht, weil ich dafür überhaupt keine gesetzliche Grundlage gesehen hatte, obgleich sich Harich selbst, in seiner Verteidigung, in die Nähe eines psychopathischen Lügners gerückt hatte. Eine andere Erklärung gab es für das Auftauchen eines Psychiaters im Janka-Prozess nicht. Mir ist nicht bekannt, dass Dr. Anton über seine Erfahrungen in diesem wie in anderen politischen Prozessen später, als er in der BRD war, berichtet hat. Er hätte sagen können, warum er an jenem Tag im Gericht war. Die Archive, die seine Aussagen enthalten müssten, sind noch immer Juristen, Historikern und Journalisten nicht zugänglich und stehen für die Vergangenheitsbewältigung nicht zur Verfügung. Schade.

			Am 25. Juli plädierte Ernst Melsheimer. Obgleich der Generalstaatsanwalt kraft seiner Funktion in der DDR ein höheres politisches Gewicht als der Justizminister hatte, bestand bei mir der Eindruck, dass Melsheimer stark unter dem Einfluss von Hilde Benjamin stand. Dies mag darauf zurückzuführen gewesen sein, dass Hilde Benjamin schon vor 1933 Kommunistin war, während Melsheimer als Kammergerichtsrat, wenn auch auf einem unpolitischen Ressort, die Nazizeit überdauert hatte. Melsheimer war ein gebildeter Jurist. Er war für Argumente empfänglich und verstand wenigstens, dass ein Verteidiger kein Staatsanwalt ist. Er war mir als Gegner lieber als die Staatsanwälte, die nur von ihrer politischen Überzeugung aus plädierten. Wenn Just von ihm sagt: »Ich bin selten einem abstoßenderen Menschen gegenüber gesessen. Schwammig, grob, zynisch. In einem fort fraß er irgendwelche Tabletten«, so ist das aus seiner Situation verständlich. Es stimmt jedoch nicht mit meinem Eindruck überein. Die äußeren Tatsachen schildert Just zutreffend, doch die Persönlichkeit Melsheimers wird nicht adäquat dargestellt. Auch Stefan Heym überzieht, wenn er in einer Rezension von Walter Jankas »Die Unterwerfung« in Bezug auf die Anklagerede Melsheimers in der Berliner Zeitung am 13. August 1994 schrieb: »Man schaudert, wenn man sie liest, und nicht nur, weil ein geistig verwilderter Analphabet Hitler, Freisler und Stalins Wyschinski zugleich nachzuahmen suchte.«

			Ich bin Melsheimer nur wenige Male begegnet und kann mir kein umfassendes Bild von ihm machen. Ich meine jedoch, dass er nicht mit Freisler auf eine Stufe gestellt werden kann. Ich glaube auch nicht, dass Freisler und Wyschinski über einen Kamm geschoren werden können.

			Ich habe keine eigene Beobachtung außer jener, dass Melsheimer meinen Antrag auf Jankas Freispruch mir nicht verübelte. Ich hatte bei ihm das Gefühl, dass er eine gradlinige Verteidigung achtete. Diesen Eindruck hatte ich nicht bei allen Staatsanwälten, denen ich begegnet bin. Eine Charakterstudie über Melsheimer würde sich lohnen. Der Weg vom Kammergerichtsrat der Weimarer Republik über die Nazijustiz zum obersten Staatsanwalt der DDR war gewiß ungewöhnlich. Da muss man tief bohren, um zur Wahrheit zu gelangen.

			Melsheimer plädierte anders als andere DDR-Staatsanwälte. Er war auf rhetorische Effekte bedacht und sprach nach meinem Eindruck frei. Hier einige Beispiele aus seinem Plädoyer, zitiert aus Jankas »Die Unterwerfung«:

			»Oberstes Gericht der Deutschen Demokratischen Republik! Ich habe im Anklagetenor davon gesprochen, dass diese Anschläge gegen den Frieden und den Bestand des Staates in einer Zeit der erhöhten Gefährdung der Deutschen Demokratischen Republik stattfanden. Man muss diesen Prozess, nicht anders als den Harich-Prozess, in der historischen Situation betrachten, die stattfand, als die Verbrechen der Angeklagten begangen wurden. Diese Situation einer akuten Gefährdung des Friedens, die Situation, in der die Feinde des Sozialismus und der Demokratie in Polen, in Ungarn, in Ägypten und sonst in der Welt, schwere Niederlagen erlitten. […]

			Herr Vorsitzender! Die Feststellungen über die Staatsgefährlichkeit der Gruppe Harich, über den eindeutig konterrevolutionären Charakter dieser Gruppe, sind im Harich-Prozess eindeutig erwiesen. Und wenn auch der Harich-Prozess sich bezog auf die Spezialgruppe Harich, Hertwig, Steinberger, so kann es doch keinem Zweifel unterliegen, dass bei den Angeklagten im Aufbau-Verlag die Konzeption ausgebraten, ausgegoren wurde, die […] hinterher zur schriftlichen Festlegung der Konzeption im Kreise Harich, Steinberger, Wolf geführt hat. 

			Hier haben die Angeklagten eine Reihe von Erklärungen abgegeben, die das bejahen. Sie haben aber im Prinzip den Versuch gemacht, die Nichtexistenz einer solchen Gruppe, eines solchen Kessels, in dem das ausgegoren wurde, nachzuweisen. Sie haben insbesondere versucht, dass, was Harich hier als Zeuge dargestellt hat, madig zu machen, in Zweifel zu ziehen, vielleicht in der Annahme, dass, wenn drei Angeklagte gegen einen Zeugen sprechen, dass dann möglicherweise die drei Angeklagten recht haben könnten. Der Harich, der seine Strafe von zehn Jahren Zuchthaus weg hat, die er zur Zeit verbüßt, Harich, der nicht das kleinste Interesse daran hat, irgendeinen Angeklagten zu belasten, der im Gegenteil, als ich ihn vor seinem eigenen Prozess hörte, mir auf meine Frage, wäre alles das geschehen, wenn Janka einmal Nein gesagt hätte, nach zweiminütigem Schweigen mit kauenden Backen und zuckenden Wimpern, unter Tränen gesagt hat, dann wäre gar nichts passiert. 

			Harich, als Zeuge, bringt für die Anklagebehörde Beweise für all das, was er trotz seiner Rederei an Positivem hier gesagt hat, absoluten Beweis für die Richtigkeit […] 

			Besonnen und stetig hat er hier seine Aussagen gemacht. Man hat den Versuch gemacht, ihn in irgendeiner Weise zu diskriminieren. Man hat ihm Fragen gestellt, ich habe bloß noch auf die Frage gewartet, auf welchem Pflasterstein er denn gestanden habe, als diese Unterredung mit Zöger gewesen ist, dass die Sowjetunion und die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik die Vereinigung in Wahrheit gar nicht wollten. So minutiös und so genau und nicht in einem einzigen Fall überführt einer kleinsten Unwahrheit. Man sollte auch den Versuch unterlassen, Harich unter Berufung darauf, dass er selbst einmal von sich gesprochen hat, ›damals habe ich psychopathische Züge‹ oder sonst etwas getragen, daraus einen gleichen Schluss auf die Unglaubhaftigkeit Harichs zu ziehen. […]

			Janka. Ein Mann, der sich hier und in der Voruntersuchung als ein notorischer Lügner gezeigt hat. […] Janka ist ein Mensch, der einmal Großes und Gutes für den Kommunismus getan hat. Janka ist ein Mensch, der sich hier nicht benimmt oder benommen hat, als das Verbrechen der Gruppe sich vollzog, wie sich ein Kommunist benimmt. Er ist ein Hasser unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates. […] Ich beantrage gegen Janka, diesen Kommunisten, der seine Partei verraten hat, dem die Pläne bekannt waren, der ein Lügner ist, der die größte Verantwortung als Verlagsleiter hatte, fünf Jahre Zuchthaus.

			Für Just, Naziverbrecher, Karrierist, Fragebogenfälscher, nach Janka Tätigster, dreieinhalb Jahre Zuchthaus.

			Für Zöger, Arbeitersohn, der selbst aufgeweicht war nach einer guten Vergangenheit und aufweichend wirkte, dessen Schuld geringer ist, geringer als die von Just, zweieinhalb Jahre Zuchthaus.

			Gegen Wolf, diesen in der Emigration zur Arbeiterbewegung gestoßenen Menschen, der, ich möchte sagen, von Anfang an kein Vertrauen zur Partei und zur Regierung hatte, der schwere Schuld auf sich geladen hat, der die Wege zur Durchsetzung der Konzeption wesentlich bereicherte, den Inhalt der Konzeption bereicherte, der aber, das unterscheidet ihn von der Tätigkeit der übrigen Angeklagten, nur einmal am 25. tätig war, während die anderen gewirkt haben durch Monate. Er ist nach meiner Auffassung im gleichen Maße schuldig, wie sich Steinberger im Harich-Prozess schuldig gemacht hat. Ich beantrage gegen Wolf vier Jahre Zuchthaus.«

			Nach Melsheimers Plädoyer erhielten wir Verteidiger eine Pause, um uns auf unsere Plädoyers vorzubereiten. Diese Pause hat in mir den tiefsten und dauerhaftesten Eindruck vom Prozess hinterlassen. Meine Mitverteidigerin, Frau Dr. Carlota Schindowski, und ich hatten ein Zimmer für die Pausen zugewiesen erhalten, in dem sonst offenbar zwei Richter an Schreibtischen einander gegenüber saßen, jetzt saßen wir uns gegenüber. 

			Nach dem Plädoyer des Generalstaatsanwalts war es klar: Verteidigung hatte hier eine Aufgabe, wanderte aber auf einem schmalen Grat. Wer die DDR kannte, hatte aus den Worten Melsheimers herausgehört, dass Absturzgefahr drohte. Es galt die Zeit zu nutzen, um die Beweislage zu würdigen und die Rechtsprobleme darzustellen. Alles natürlich unter den Bedingungen des Jahres 1957. Ich war voll mit mir beschäftigt, als mich Carlota, wir duzten uns als Genossen, fragte: »Was soll ich bloß sagen, was soll ich beantragen?« 

			Carlota war ein nervöser Typ und zu jener Zeit vermutlich überdies im Klimakterium. Sie war in Südamerika aufgewachsen und hatte den Referendaren, die sie am Kammergericht ausgebildet hatte, bevor sie dort weggehen musste, davon erzählt, wie sie auf einem Schimmel über die Ländereien ihres Vaters geritten sei. Das wenigstens hatten alle ihre Referendare von der Ausbildung behalten. 

			Im Justizministerium oblag es ihr, die gesetzlichen Voraussetzungen für die Gleichberechtigung der Frau mit auszuarbeiten. Später wurde sie Vorsitzende eines Zivilsenats beim Kammergericht. Als sie, wohl infolge des Helm-Prozesses und der verschwundenen Akte, zusammen mit einem anderen Richter das Kammergericht verlassen musste, wollte sie Mitglied im Rechtsanwaltskollegium werden. Doch hier hatten jetzt die zu Anwälten avancierten und von ihr ausgebildeten Referendare das Sagen und lehnten mehrheitlich ihre Aufnahme ab. Das war Pech für sie. So musste sie schließlich erst Einzelanwalt werden, bevor es mir mit einem gewissen Nachdruck gelang, meine Kollegen davon zu überzeugen, dass sie würdig sei, ins Kollegium aufgenommen zu werden. Sie erlangte als Anwältin bald einen guten Ruf, da sie über drei entscheidende Voraussetzungen verfügte: Rechtskenntnisse, Zungenfertigkeit und Durchsetzungsvermögen.

			Die mir vis-à-vis sitzende Carlota, eine unserer bekanntesten Juristinnen, flippte aus, wie man heute sagen würde. Sie bekam einen Nervenzusammenbruch mit Schluchzen und Jammern. Ich bemühte mich, dies nicht zur Kenntnis zu nehmen, und schrieb meine Stichworte fürs Plädoyer. 

			Nach dieser Pause plädierte – entsprechend der Reihenfolge der Anklage – zunächst ich. Im Protokoll der Hauptverhandlung wird eingangs wiedergegeben, dass ich »im Wesentlichen mit der Einschätzung der Beweisaufnahme, wie sie der Generalstaatsanwalt gegeben habe, einverstanden sei. Es sei bewiesen, dass der Angeklagte Janka wesentliche Teile der Konzeption Harichs gekannt habe, es sei auch bewiesen, dass er die Realisierungspläne teilweise gekannt und teilweise gebilligt habe.«

			Weiter heißt es im Protokoll: »Die Verteidigung hat sich bemüht, in den Aussagen des Zeugen Harich Widersprüche aufzudecken. Er müsse zugeben, dass dies nicht gelungen sei. Gleichwohl aber glaube er, dass man den Aussagen des Zeugen Harich nicht bedingungslos folgen könne. Er sei zwar der Meinung, dass Harich das, was er ausgesagt habe, auch für den Tatsachen entsprechend halte, aber unbewusst übertrieben und sich manches suggeriert habe. Zu diesem Schluss komme er deswegen, weil Harich seiner ganzen Charakteranlage nach ein Mensch sei, der stets das für wahr und richtig halte, was er selbst annehme.« 

			Danach heißt es im Protokoll weiter: »Der Verteidiger geht nunmehr zur rechtlichen Beurteilung des festgestellten Sachverhalts über. Er führt aus, dass das Oberste Gericht erstmalig im Harich-Prozess zum Staatsverrat Stellung genommen habe und zitiert die rechtlichen Ausführungen aus dem in der Neuen Justiz abgedruckten Urteil. Dabei geht er besonders auf die Ausführungen zur politischen Gruppenbildung ein und erklärt, diese vom Obersten Gericht gegebene Definition seinen weiteren Ausführungen zugrundelegen zu wollen. Danach sei für eine Bestrafung erforderlich, dass Gewalt oder Drohung angewendet werden solle. Die Betreibung von Veränderungen ohne Gewalt oder Drohung sei nicht strafbar.

			Zur Frage der Gruppenbildung habe der Generalstaatsanwalt in seinem Plädoyer ausgeführt, dass eine Gruppe dann vorliege, wenn Gleichheit der Ziele, Gleichheit der Gesinnung und Gleichheit der Mittel festgestellt worden sei. Diese Definition sei teilweise zu eng und teilweise zu weit. Gleichheit des Ziels allein genüge nicht, vielmehr müssten die Ziele beschrieben werden als auf die Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse gerichtet. Gleichheit der Gesinnung sei nicht erforderlich. Die Motive der einzelnen Teilnehmer der Gruppe könnten völlig verschieden sein. Gleichheit der Mittel sei wiederum zu weit, da die Mittel, wie schon dargelegt, Drohung und Gewalt sein müssten.

			Auf den Angeklagten Janka bezogen sei zwar die Gleichheit der Zielsetzung gegeben, nicht aber die Gleichheit der Mittel. Selbst wenn man den Aussagen Harichs folgen wolle, hätte Janka zwar gewusst, dass Harich Gewalt und Drohung anwenden wollte, dem selbst aber nicht zugestimmt. Hier zeige sich schon, wie sich der objektive mit dem subjektiven Tatbestand mische. Harich und Janka hätten also keine Gruppe im strafrechtlichen Sinne gebildet.

			Diese Angeklagten hätten auch keine konspirativen Methoden angewendet. Auch subjektiv sei dem Angeklagten Janka nicht nachgewiesen, dass er Staatsverrat begangen habe. Auf der subjektiven Seite sei Wissen und Wollen erforderlich. Das Wissen allein genüge nicht. Hierzu bezieht sich der Verteidiger auf die in der Neuen Justiz veröffentlichte Ausführung von Dr. Lekschas. Auch nach den Aussagen Harichs habe die Gruppe nur objektiv, aber nicht in der Vorstellung von Janka, Just und Zöger bestanden. Dem Angeklagten Janka könne daher aus objektiven und subjektiven Gründen kein Staatsverrat vorgeworfen werden. Folge man den Aussagen Harichs, so könne Janka höchstens wegen bestimmter Äußerungen belangt werden, die sich als Boykotthetze darstellten. Man könne Janka auch eventuell wegen Nichtanzeige eines Verbrechens gegen Art. 6 nach § 139 StGB bestrafen. Da er aber diese Aussagen Harichs nicht für wahr halte und Janka im Übrigen auch nicht wegen Verbrechens der Boykotthetze und der Nichtanzeige eines Verbrechens, sondern nur wegen Staatsverrats angeklagt sei, beantrage er dessen Freispruch.«

			Analog plädierte ich anschließend für Wolf und verlangte auch für ihn Freispruch, hilfsweise eine mildere Strafe.

			Frau Dr. Carlota Schindowski hatte sich gefangen. Sie schloss sich in ihrem Plädoyer meinen Ausführungen an. Nur das Wort »Freispruch« nahm sie nicht in den Mund. Sie beantragte eine Entscheidung nach § 221 Ziff. 3 StPO. Das war diejenige Bestimmung in der damals geltenden Strafprozessordnung der DDR, die den Freispruch mangels Beweises betraf. Die Zuhörer konnten das natürlich nicht erkennen, was Carlota offenbar für zweckmäßig hielt. Im Ergebnis nützte ihr das nichts. 

			Melsheimer erwiderte sehr scharf auf ihr Plädoyer, während er mich ungeschoren ließ. Warum, wissen die Götter. Ich denke, der »verwilderte Analphabet« schätzte einen Anwalt mit Rückgrat.

			Das Urteil wurde am folgenden Tag, am 26. Juli 1957, verkündet. Es entsprach im Wesentlichen dem Antrag des Staatsanwalts. Janka wurde zu einer Zuchthausstrafe von fünf Jahren, Just zu vier, Zöger zu zweieinhalb und Wolf zu drei Jahren Zuchthaus verurteilt. Während Just eine um sechs Monate höhere Strafe erhielt, als sie Melsheimer beantragt hatte, fiel die Strafe für Wolf um ein Jahr kürzer aus.

			Die Abweichung vom Antrag des Generalstaatsanwalts mag die Maßregelung von Ziegler zur Folge gehabt haben, wenn es nicht seine Verhandlungführung war. Die beiden Beisitzer Löwenthal und Reinwarth blieben im Amt. 

			Hans Reinwarth wurde 1994 vom Kammergericht Berlin wegen Rechtsbeugung zu drei Jahren und neun Monaten verurteilt. Die Verurteilung erfolgte nicht wegen der Prozesse gegen Harich und Janka, sondern wegen der Mitwirkung an Todesurteilen wegen Spionage in den 50er Jahren. Das Urteil wurde rechtskräftig. 

			Ich habe keine Erinnerung an Reinwarth, der für mich offenbar farblos war, dagegen eine lebhafte Erinnerung an Dr. Heinrich Löwenthal. Ihn hatte ich schon an der Berliner Volksrichterschule etwa 1950 kennengelernt. Er war dort Dozent, ich Seminarleiter. Er begann seine Vorlesung mit Witzen und war bei den Schülern beliebt. Er war ein Mann, der das gute Leben schätzte und genoss, soweit das damals möglich war. Ich erinnere mich, dass er anlässlich einer Beratung über eine Reformierung der Strafprozessordnung uns Teilnehmern jeweils eine Miniflasche Schnaps kredenzte. Das hatte die sozialistische Welt der DDR damals noch nicht gesehen. Das Arbeitsergebnis der Kommission wurde übrigens als mit liberalistischen Tendenzen behaftet verbannt. 

			Einmal begrüßte mich Löwenthal, als ich mich als Verteidiger in einem erstinstanzlichen Verfahren meldete, mit der Frage, ob ich schon die Vollmacht für das Kassationsverfahren hätte. Das waren Scherze, die zu jener Zeit von einem DDR-Richter sonst nicht zu hören waren. 

			Löwenthal schrieb kleine Erzählungen und Monografien zu rechtshistorischen Themen und bewies damit ein über dem Durchschnitt des DDR-Juristen jener Zeit liegendes Bildungsniveau. Er rauchte wie ein Schlot und starb 1960 im Alter von 47 Jahren an Lungenkrebs. 

			Erst durch den Nachruf in der Neuen Justiz erfuhr ich, dass er nach seiner Emigration sein Jurastudium in Bern beendet und dort auch promoviert hatte.

			Nach der Urteilsverkündung erhielt ich noch einen Brief mit Dankesworten von Lotte Janka und hörte dann nichts mehr von meinem Mandanten bis 1989.
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